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Liebe Mitglieder im Verband,
liebe Freund*innen des SoVD, 

wenn Sie die Mitgliederzeitung 
durchblättern, werden Sie fest-
stellen, dass ein Thema derzeit 
nahezu alles überschattet. Es ist 
die Angst vor steigenden Preisen, 
seien es die für Lebensmittel oder 
für Energie. Sorgen um die eigene 
Existenz machen sich längst auch 
Angehörige der Mittelschicht. Das 
ist deshalb erwähnenswert, weil 
die Armut in Deutschland ja nun 
nicht erst in den letzten Monaten 
„erfunden“ wurde.

Seit Jahren legt der SoVD den 
Finger in die Wunde und weist 
auf die Armutsgefährdung großer 
Bevölkerungsteile hin. Zu lange 
drehte sich die Diskussion um 
Statistik – gibt es in Deutschland 
nun 13 oder 14 Millionen Arme? 
Seien wir ehrlich: Den Menschen, 
die jeden Euro zweimal umdrehen 
müssen, sind diese Details herz-
lich egal. Sie erwarten eine Unter-
stützung, die ihren Alltag kurzfris-
tig erträglicher macht und ihnen 
langfristig einen Ausweg aus ihrer 
Misere zeigt. Und wer schon vor 

der aktuellen Krise finanziell mit 
dem Rücken an der Wand stand, 
kann nun nicht weiter zurück. 

Aus meinen Gesprächen mit 
den politisch Verantwortlichen 
weiß ich, wie sehr diese bemüht 
sind, Entlastung zu organisieren. 
Dabei könnte manches besser 
laufen. Doch ich vertraue in den 
Sozialstaat ebenso wie in unseren 
Verband. Der SoVD steht in dieser 
schwierigen Zeit weiterhin felsen-
fest an der Seite seiner Mitglieder.

 Michaela Engelmeier
 Vorstandsvorsitzende

Fortsetzung auf Seite 2

Bundesregierung plant Einmalzahlung und Deckelung der Energiekosten

Wann kommt die Gaspreisbremse?
Der Winter ist noch gar nicht 

da, doch das Zittern hat bereits 
begonnen. Grund hierfür sind die 
anhaltend hohen Energiepreise. 
Die Bundesregierung verspricht 
Entlastung. Eine Preisbremse 
soll nun die Kosten für Gas und 
Fernwärme deckeln. Allerdings 
greift das erst ab dem nächsten 
Frühling. Der SoVD macht sich 
daher für schnelle Hilfen stark. 
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier sprach sich für einen 
echten Energiepreisdeckel aus, 
der auch Öl bezuschusst.

Wiederholt hatte Bundeskanz-
ler Olaf Scholz (SPD) erklärt, die 
Regierung wolle angesichts der 
hohen Energiepreise etwas un-
ternehmen. Eine aus Fachleuten 
zusammengesetzte Gaspreis-
Kommission entwickelte hierzu 
Vorschläge und präsentierte 
diese der Öffentlichkeit. 

Basisverbauch an Gas zu 
einem vergünstigten Preis

Durch einen staatlichen Zu-
schuss soll der Gaspreis auf 
zwölf Cent pro Kilowattstunde 

sinken. Aktuell liegt dieser im 
Durchschnitt etwa doppelt so 
hoch. Auf diese Weise werden 
jedoch nur 80 Prozent des ge-
schätzten bisherigen Verbrauchs 
subventioniert. Dadurch will die 
Kommission sicherstellen, dass 
auch weiterhin ein Anreiz zum 
Energiesparen besteht. 

Für die geplante Deckelung 
des Basisverbrauchs von Ener-
gie hatte sich auch der SoVD 
eingesetzt. Die Ausrichtung an 
dem individuellen Vorjahres-
verbrauch sei sinnvoll. Der Preis 

pro Kilowattstunde allerdings 
ist mit einer Deckelung bei 12 
Cent aus Sicht des Verbandes 
noch immer zu hoch bemessen. 
Verbraucher*innen, so der SoVD, 
blieben damit auf einem Groß-
teil der Kosten- und Preissteige-
rungen sitzen.

Preisbremse greift erst 
im März nächsten Jahres

Das größte Problem im Zu-
sammenhang mit der Gas-
preisbremse ist jedoch deren 

Damit Menschen mit geringem Einkommen in ihrer Wohnung nicht frieren müssen, zieht die Bundesregierung die Notbremse. 
Foto: volkerr, spuno, Africa Studio / Adobe Stock; Montage: SoVD
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Zu einem Antrittsbesuch in 
ihrer Funktion als Vorstands-
vorsitzende des SoVD besuchte 
Michaela Engelmeier die Präsi-
dentin des Sozialverband VdK, 
Verena Bentele. Bei dem Treffen 
in Berlin loteten beide Seiten 
gemeinsame Themen und Vor-
haben aus. 

So berichtete Engelmeier 
etwa über den aktuellen Stand 
zum Sozialgipfel. Diesen hatten 
beide Sozialverbände in einem 
breiten Bündnis mit der Tafel 

Austausch 
zwischen 
SoVD und VdK

Verena Bentele (li.) steht dem Sozialverband VdK als Präsidentin vor. 
Sie begrüßte die SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier 
zu einem Kennenlerngespräch in Berlin.

Foto: Wolfgang Borrs

Deutschland und dem Deut-
schen Mieterbund eingefordert. 
Der SoVD zeigte sich zuletzt 
enttäuscht darüber, dass Bun-
deskanzler Olaf Scholz (SPD) 
auf den Brief bisher nicht re-
agierte. Verena Bentele regte 
daher an, den Kanzler bei einem 
für Dezember geplanten Treffen 
direkt auf den Vorschlag des 
Bündnisses anzusprechen.

Auf der Agenda standen eben-
falls die neuesten Entwicklun-
gen zur Unabhängigen Patien-
tenberatung Deutschland (UPD). 
Kritisch sehen beide Verbände 
die vorgesehene Finanzierung 
der UPD durch die gesetzlichen 
Krankenkassen und die privaten 
Krankenversicherungen.

Der Austausch über die ge-
meinsame Arbeit im Deutschen 
Behindertenrat (DBR) machte 
deutlich, wie aufwendig ein der-
art großes Aktionsbündnis ist. 
Nachdem der SoVD aktuell den 
Vorsitz des DBR-Sprecherrates 
innehat, ist die symbolische 
Übergabe des Staffelstabes für 
den 2. Dezember geplant.

Mit dem Treffen zeigten sich 
Verena Bentele und Michaela 
Engelmeier überaus zufrieden. 
Es habe sich gezeigt, dass beide 
Verbände letztlich eine Vielzahl 
ähnlicher Themen verfolgen. 
Ein regelmäßiger Austausch sei 
daher überaus hilfreich und mit 
Sicherheit auch im Sinne der 
Mitglieder.

SoVD im Gespräch

Bundesregierung plant Einmalzahlung und Deckelung beim Basisverbrauch der Energiekosten

Fortsetzung von Seite 1

Wann kommt die Gaspreisbremse?
Zeitplan. Bisher ist vorgesehen, 
private Haushalte und klei-
ne Firmen frühestens ab März 
2023 zu entlasten. Über die 
Wintermonate hinweg bliebe 
damit eine große Unsicherheit 
bestehen und Menschen ohne 
finanzielle Rücklagen müssten 
möglicherweise in ihren Woh-
nungen frieren. 

Dieses traurige Phänomen ist 
dabei leider keineswegs neu. 
Darauf machen aktuelle Zahlen 
des Statistischen Bundesamtes 
aufmerksam. Demnach waren 
bereits im zurückliegenden 
Winter, also vor der Energiekri-
se, über zweieinhalb Millionen 
Menschen in Deutschland aus 
Geldmangel nicht in der Lage, 
ausreichend zu heizen.

Entlastende Einmalzahlung 
für Dezember geplant

Um die Zeit bis zum Start der 
Preisbremse zu überbrücken, 
schlägt die  Kommission als Un-
terstützung eine einmalige Zah-
lung vor. Dabei solle der Staat 
im Dezember die Abschlags-
zahlung für Gas und Fernwärme 
komplett übernehmen. Für den 
privaten Gasverbrauch und für 
kleine Firmen würde der Bund 
dann direkt mit dem jeweili-
gen Versorgungsunternehmen 
abrechnen. Die übernommene 
Summe richtet sich dabei nach 
der im September geleisteten 
Abschlagszahlung. 

Der SoVD begrüßt diesen 
Vorschlag der Kommission als 
eine gute und schnell umsetz-
bare Lösung. Allerdings sieht 
die Vorstandsvorsitzende des 
Verbandes noch darüber hinaus 
Handlungsbedarf.

Nahezu jeder vierte 
Haushalt heizt mit Öl 

Michaela Engelmeier machte 
deutlich, worum es dem SoVD 
geht. Sie erklärte: „Wir brau-
chen einen Preisdeckel für alle 
Heizformen – also auch für Öl. 
Denn hier haben sich die Preise 
zuletzt ebenfalls verdreifacht 
und wir dürfen fast ein Viertel 

der Deutschen nicht im Kalten 
sitzen lassen.“ 

Über die Umsetzung der 
Kommissionsvorschläge muss 
letztlich die Bundesregierung 
entscheiden. Diese signalisierte 
jedoch bereits ihre Bereitschaft 
zu weiteren Entlastungen, die 
dann bereits vor der für März 
2023 geplanten Preisbremse 
wirksam werden sollen. Auch 
könnten dann möglicherweise 
die Forderungen des SoVD Be-
rücksichtigung finden, indem 
Nutzer*innen von Heizöl eben-
falls finanzielle Hilfen der Bun-
desregierung erhalten.

 Joachim Schöne

Der GKV geht es an die Reserven
Per Gesetz will die Bundesregierung die finanzielle Lage der gesetzlichen Krankenversicherung 

verbessern (GKV-Finanzstabilisierungsgesetz). Aus Anlass einer öffentlichen Anhörung durch den 
Ausschuss für Gesundheit des Deutschen Bundestages nahm der SoVD hierzu Stellung.

Fehlende Einnahmen machen 
der GKV seit 2020 zu schaffen.
Doch die Politik scheut aus Sicht 
des SoVD weiterhin vor den 
notwendigen Schritten zurück. 
Stattdessen sollen jetzt sogar 
die Finanzreserven der GKV zum 
Stopfen von Haushaltslöchern 
herhalten. Aufgebaut wurden 
diese Rücklagen aus Beitrags-
mitteln der Versicherten, auf die 
dafür „zum Dank“ wohl schon im 
nächsten Jahr höhere Zusatzbei-
träge zukommen. Die grundle-
genden Probleme, so der SoVD, 
vertage die Bundesregierung 
damit nur auf später.

Nötig sind aus Sicht des Ver-
bandes neben kurzfristigen 
Finanzspritzen vor allem Maß-
nahmen, die eine finanzielle 
Entlastung und Stärkung der 

gesetzlichen Krankenversiche-
rung bewirken. Als eine Sofort-
maßnahme müsste hierfür die 
private Krankenversicherung in 
einen umfassenden Solidaraus-
gleich einbezogen werden. Dies 
würde die Finanzierungsbasis 
der GKV stärken.

Darüber hinaus ist es nach 
Meinung des SoVD dringend 
angeraten, die Grenzen der Bei-
tragsbemessung sowie die der 
Versicherungspflicht zumindest 
auf das Niveau in der Renten-
versicherung anzuheben. Um 
die tatsächliche wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit zu erfassen 
und für die Bemessung der 
Beiträge heranzuziehen, sollte 
zudem nicht nur das Erwerbs-
einkommen eine Rolle spielen. 
Auch andere Einkünfte, etwa 

aus Vermietung, Verpachtung 
und Kapital, gilt es dabei ein-
zubeziehen. 

Die Menschen in Deutsch-
land haben Anspruch auf eine 
bedarfsgerechte und leistungs-
fähige Gesundheitsversorgung. 
Um dies für alle sicherzustellen, 
fordert der SoVD ein einheitli-
ches Versicherungssystem auf 
Grundlage der GKV, das alle ge-
recht in die Finanzierung einbe-
zieht. jos

Höhere Zusatzbeiträge und Rücklagen der Versicherten sollen Defizit ausgleichen

Als einer der ältesten sozialpolitischen Verbände Deutschlands 
steht der einst als Kriegsopferverband gegründete SoVD dem Ge-
danken des Volkstrauertages besonders nahe. Zu diesem Anlass 
lädt der Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge traditionell zu 
einer zentralen Gedenkstunde in den Plenarsaal des Deutschen 
Bundestages ein. An der Veranstaltung nehmen unter anderem 
die höchsten politischen Vertreter*innen der Bundesrepublik teil. 
Den SoVD vertritt die Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier.

Zum Volkstrauertag
Im Zeichen von Frieden und Versöhnung

Der Volkstrauertag fällt in diesem Jahr auf den 13. November. 
Zu diesem Anlass gedenken auch die Mitglieder des SoVD der 
Opfer von Krieg und Gewalt. Gleichzeitig mahnt dieser Tag uns 
alle zu Versöhnung, Verständigung und Frieden.

Einmaliger Bedarf bei
Heizkostennachzahlung

Menschen, bei denen das Geld nicht für die Endabrechnung 
der Heizkosten reicht, können Hilfe erhalten. Das gilt auch, 
wenn bisher kein Anspruch auf Sozialleistungen bestand. Als 
sogenannter „einmaliger Bedarf“ werden die Kosten entweder 
voll oder zumindest teilweise erstattet. Zuständig ist der zu-
ständige Sozialleistungsträger, also zum Beispiel das Jobcen-
ter oder das Bezirksamt. 

Ein zumindest formloser Antrag muss in dem Monat gestellt 
werden, in dem die Zahlung fällig ist. Betroffene sollten daher 
schnell handeln. Das Amt prüft dann die Hilfebedürftigkeit und 
die Höhe der Unterstützung. jos / dpa

Die komplette Stellungnahme 
zu dem Gesetzentwurf finden 
Sie online unter: www.sovd.de in 
dem Bereich „Politik“.

Info
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Verstopfte Straßen in Großstädten und Staus auf Autobahnen zeigen mehr als deutlich, dass unsere Gesellschaft dringend eine Verkehrswende braucht.
Foto: Wellnhofer Designs / Adobe Stock

Impuls für eine echte Mobilitätswende?
Viele Menschen in Deutschland wünschen sich eine Anschlusslösung an das 9-Euro-Ticket. Hiervon könnte gerade angesichts hoher 

Energiekosten und schlechter Infrastruktur ein wichtiger Impuls ausgehen. Das „Bündnis Sozialverträgliche Mobilitätswende“ disku-
tierte darüber auf einer Online-Veranstaltung mit Vertreter*innen aus Bund, Ländern und Kommunen sowie den Verkehrsbetrieben.

Zur Eröffnung des Fachge-
sprächs sprach die Vorstands-
vorsitzende des SoVD, Michaela 
Engelmeier. Sie unterstrich den 
Anspruch aller Menschen auf 
Mobilität und gesellschaftliche 
Teilhabe. Der Weg hin zu einer 
sozialverträglichen Mobili-
tätswende müsse gemeinsam 
beschritten werden. Dabei, so 
Engelmeier, müssten wir alle 
mitnehmen – auch Menschen 
ohne oder mit niedrigen Ein-
kommen. Denn Mobilität und 

Klimaschutz dürften keine Frage 
des Einkommens sein. 

Die Vorstandsvorsitzende 
des SoVD umriss auch die Vor-
stellungen des Verbandes zur 
Ausgestaltung des öffentlichen 
Personennahverkehrs. Sie sagte: 
„Wir brauchen ein unkompli-
ziertes und bezahlbares Ticket 
für alle. Außerdem müssen wir 
Barrieren abbauen, damit je-
der Mensch, ob mit oder ohne 
Behinderung, Zugang zu Mobi-
lität hat.“ Um das zu erreichen, 

müsse die Infrastruktur zügig 
ausgebaut werden. Denn ein 
günstiges Ticket, brachte es En-
gelmeier auf den Punkt, ermög-
liche Mobilität und soziale Teil-
habe nur dort, wo man es auch 
nutzen könne.

Besonders vor diesem Hin-
tergrund hatte der SoVD das 
Auslaufen des 9-Euro-Tickets 
bedauert. Dieses habe es Men-
schen ermöglicht, mit Bussen 
und Bahnen zu fahren, ohne auf 
den einzelnen Euro zu achten. 

SoVD: Das 9-Euro-Ticket machte Teilhabe für viele Menschen bezahlbar

Familien hätten Ausflüge ge-
macht, die sie sich vorher nicht 
leisten konnten. Gleichzeitig 
sei der Autoverkehr reduziert 
worden. Aus all diesen Gründen 
macht sich der Verband für eine 
Nachfolgeregelung stark.

Zum Hintergrund: Das Bünd-
nis Sozialverträgliche Mobilitäts-
wende ist ein Zusammenschluss 
aus Gewerkschaften, Sozial- und 
Wohlfahrtsverbänden, Umwelt-
verbänden und der Evangelischen 
Kirche in Deutschland. jos

Nachfolger
enttäuscht

Wie geht es nach dem 
Ende des beliebten 9-Euro-
Tickets weiter? Bund und 
Länder haben sich zwar 
auf eine Nachfolgelösung 
geeinigt, diese soll jedoch 
monatlich mit 49 Euro zu 
Buche schlagen. Gerade für 
Menschen mit wenig Geld 
dürfte das zu teuer sein. 

Auch mit Blick auf den 
Umweltschutz enttäuscht 
dieser Minimalkonsens. Ein 
49-Euro-Ticket bietet weit 
weniger Anreiz für einen 
Umstieg auf öffentliche 
Verkehrsmittel.

So helfen die Tafeln

Unterstützung 
mit System

Mit 60.000 Helfer*innen sind 
die Tafeln eine der größten 
sozial-ökologischen Bewegun-
gen in Deutschland. Pro Jahr 
retten sie rund 265.000 Tonnen 
Lebensmittel und geben sie an 
über zwei Millionen Menschen 
weiter. 

Statt verschwenden 
lieber verwenden

Organisiert sind die Tafeln im 
Dachverband Tafel Deutschland 
e. V.  Dieser nimmt zum Beispiel 
Waren aus Lagerbeständen 
oder Überproduktionen an und 
verteilt diese auf die regionalen 
Tafeln. Meist handelt es sich da-
bei um Lebensmittel, die sonst 
vernichtet worden wären.

Eine Tafel-Akademie
für Ehrenamtliche

Wer sich engagieren möchte, 
findet bei der Tafel-Akademie 
ein vielfältiges Bildungs- und 
Projektangebot rund um die 
Tafelarbeit. Ehrenamtliche wer-
den hier auf ihren Einsatz vor 
Ort vorbereitet. 

Die Schirmherrschaft für die 
Tafeln in Deutschland liegt 
bei der Bundesministerin für 
Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend, Lisa Paus (Bündnis 
90 / Die Grünen).

Gespendete Lebensmittel für Bedürftige
Während auch die Preise für Lebensmittel steigen, fühlen sich immer mehr Menschen allein gelassen. Auch Mitglieder des SoVD 

wenden sich verstärkt an die Sozialberatung und klagen dort ihr Leid. Vor diesem Hintergrund empfing die SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier die Geschäftsführung der Tafel Deutschland zu einem Austausch in der Bundesgeschäftsstelle in Berlin.

In Deutschland leben fast 14 
Millionen Menschen an oder 
unter der Armutsgrenze. Durch 
die hohe Inflation und die mas-
siv steigenden Energiepreise 
dürfte sich diese Zahl noch er-
höhen. Viele Haushalte, die kei-
ne finanziellen Reserven haben, 
blicken mit großer Sorge auf 
den kommenden Winter.

Die Tafeln bieten in zahlrei-
chen Städten Hilfe im Alltag. 
Dort verteilen ehrenamtliche 

Mitarbeiter*innen gespende-
te Lebensmittel an Bedürftige. 
Doch der Angriff Russlands 
auf die Ukraine zeigt auch hier 
seine Wirkung: Immer weniger 
Spenden müssen für immer 
mehr Hilfesuchende reichen. 
Für die Tafeln ist das ein echtes 
Dilemma. Schweren Herzens 
mussten sie bereits Bedürftige 
abweisen.

Sirkka Jendis bildet mit Marco 
Koppe die Geschäftsführung 

der Tafel Deutschland. Beide 
waren im Oktober zu einem Ge-
spräch beim SoVD, um sich über 
gemeinsame Themen auszu-
tauschen. Dabei wurde schnell 
deutlich, dass es zahlreiche in-
haltliche Schnittmengen gibt. 

So lebt zum einen auch der 
SoVD maßgeblich von dem 
ehrenamtlichen Engagement 
seiner Mitglieder. Zum anderen 
vertritt der Verband ebenfalls in 
erster Linie Menschen, die je-

SoVD und Tafel Deutschland tauschten sich in Berlin über Gemeinsamkeiten aus

den Monat mit wenig Geld aus-
kommen müssen. Auch finden 
sich politische Forderungen des 
SoVD – seien es bedarfsdecken-
de Regelsätze oder den Lebens-
standard sichernde Renten – in 
der täglichen Arbeit der Tafeln 
wieder. Ausgehend von dieser 
Basis werden beide Organisa-
tionen im Gespräch bleiben. 
Gemeinsame Appelle an die 
Politik finden so vielleicht am 
ehesten Gehör. jos

Michaela Engelmeier und der Leiter der Abteilung Sozialpolitik, 
Fabian Müller-Zetzsche, erläuterten die Arbeit des SoVD.

Marco Koppe und Sirkka Jendis (Geschäftsführung der Tafel 
Deutschland) diskutierten mit Vertreter*innen des SoVD.

Fotos: Wolfgang Borrs
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Bei „Kids On Air“ unterhielt sich Moderatorin Nele Bethsold (re.) 
mit Ellen Haußdörfer (SPD), Vorsitzende des Ausschusses für Bil-
dung, Jugend und Familie im Berliner Abgeordnetenhaus.

Foto: Wolfgang Borrs

Diverse Studien kommen immer wieder zu dem Schluss, dass 
von einer Chancengleichheit im deutschen Schulsystem kaum die 
Rede sein kann. Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
leiden besonders unter dieser Misere. Besorgt zeigt sich auch die 
Vorstandsvorsitzende des SoVD, Michaela Engelmeier. In keinem 
Land Europas sei der schulische Erfolg so sehr vom sozialen Sta-
tus und der Unterstützung der Eltern abhängig wie bei uns in 
Deutschland. Das, so Engelmeier, sei schlicht ungerecht und sorge 
für Bildungsungleichheit. 

Besonders deutlich seien die Defizite im Bildungssystem durch 
die Corona-Pandemie zutage getreten: zu wenig Digitalisierung, 
zu wenige Lehrkräfte, zu wenig Inklusion und oft auch zu wenig 
Integration von Kindern mit Migrationshintergrund. Für Michaela 
Engelmeier ist klar, dass die Politik hier viele Baustellen hat.

Welche politischen Maßnahmen nun dringend erforderlich sind, 
darüber sprach die Moderatorin Nele Bethsold bei „Kids On Air“ mit 
der Vorsitzenden des Ausschusses für Bildung, Jugend und Familie 
im Berliner Abgeordnetenhaus, Ellen Haußdörfer (SPD).

Alle Sendungen, jeweils mit musikalischen Gästen, sind auf dem You-
tube-Kanal des SoVD oder direkt unter www.sovd.de/medienservice/
sovdtv abrufbar. jos

Wie gerecht geht es 
bei der Bildung zu?

Im Oktober lief bei SoVD.TV eine neue Ausgabe von „Kids On 
Air“. Hierbei ging es wieder um sozialpolitische Themen nur für 
Kinder und Jugendliche. Dieses Mal drehte sich alles um soziale 
Ungleichheit und die Zukunft der Bildung.

Yasmin Fahimi ist Vorsitzende 
des Deutschen Gewerkschafts-
bundes (DGB) und Mitglied im 
SoVD. Sie traf sich in der Bun-
desgeschäftsstelle des SoVD in 
Berlin mit Michaela Engelmeier, 
Vorstandsvorsitzende des SoVD. 
Das Gespräch diente einem 
Austausch über aktuelle sozial-
politische Themen. 

Zu diesen gehörte das Entlas-
tungspaket der Bundesregie-
rung. Fragen der Verteilungs- 
und Chancengerechtigkeit 

Im Oktober lud die Bundes-
ministerin für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend, Lisa 

Paus (Bündnis 90 / Die Grünen), 
zu einem Fachgespräch ein, an 
dem auch der SoVD teilnahm. 
Dabei ging es um die inklusive 
Ausgestaltung der Regelungen 
im Sozialgesetzbuch (SGB) VIII 
zur Kinder- und Jugendhilfe.

Bisher sind die Kinder- und 
Jugendämter kaum auf die 
besonderen Bedarfe von Men-
schen mit Behinderungen ein-
gestellt. Der SoVD macht sich 
daher seit Langem schon für ein 
inklusives SGB VIII stark. Dieses 
ist zumindest auch im Koaliti-
onsvertrag verankert. Zu der 
Reform startet demnächst ein 
breites Beteiligungsverfahren 
der Verbände, bei dem auch der 
SoVD vertreten sein wird.

Austausch mit 
dem DGB 
in Berlin

Yasmin Fahimi (li.) wurde im Mai dieses Jahres zur DGB-Vorsitzenden 
gewählt. SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier empfing 
sie zu einem sozialpolitischen Austausch in der Hauptstadt.

Foto: Wolfgang Borrs

stehen hierbei für beide Orga-
nisationen im Mittelpunkt. 

Ein weiteres Thema war der 
seit Oktober geltende Mindest-
lohn von 12 Euro pro Stunde. 
Dieser muss nach Überzeugung 
des SoVD nach einem Erwerbs-
leben von 45 Beitragsjahren zu 
einer Rente über dem Niveau 
der Grundsicherung führen.

SoVD im Gespräch

Inklusive 
Kinder- und 
Jugendhilfe

Patientensicht im Mittelpunkt
Der SoVD vertritt unter anderem die gesetzlich Krankenversicherten – er ist auch eine Patientenor-

ganisation. Darum war er am 12. Oktober über den Deutschen Behindertenrat (DBR) in den Bundestag 
eingeladen: Der Ausschuss für Gesundheit erfragte die Sicht des Verbandes zu aktuellen Themen.

Unter dem Titel „Erwartun-
gen an die Gesundheitspolitik 
der aktuellen Legislaturperi-
ode“ behandelte das nichtöf-
fentliche Gespräch drängende 
Fragen des Gesundheitswesens. 
Eingeladen waren die Organisa-
tionen der Patientenvertretung 
nach SGB V. Dazu gehören die 
vier Sprecherratsmitglieder des 
DBR, darunter der SoVD. Für ihn 
nahm Florian Schönberg teil, 
Referent beim Bundesverband. 

Es war eher ein Hintergrund-
gespräch, dessen interessierte 
Atmosphäre der SoVD erfreu-
lich fand. Nach Eingangsstate-
ments der Verbände gab es zwei 
Fragerunden der Abgeordneten.

Finanzlage der Kassen  
nicht einseitig ausgleichen

Großes Thema waren die 2022 
und 2023 drohenden Milliarden-
Finanzdefizite der gesetzlichen 
Kranken- und sozialen Pflege-
versicherung (GKV und SPV). 

Der SoVD kritisiert vor allem 
die geplanten Mehrbelastun-
gen für Beitragszahlende: Das 
Defizit dürfe man nicht allein 
auf ihrem Rücken abbauen. 
Statt Zusatzbeiträgen und des 
Bedienens an Rücklagen aus 
Beiträgen fordert der Verband 
eine angemessene Beteiligung 
des Bundes – und eine echte 
Finanzreform. Nötig seien auch 
ausreichende Beiträge für ALG-
II-Beziehende.

Mehr Sicherheit und Rechte 
von Patient*innen

Zu den weiteren Themen 
gehörte die Sicherheit von 
Patient*innen. Im Februar hatte 
der SoVD sein Gutachten „Stär-

kung und Weiterentwicklung 
der Patientenrechte in Deutsch-
land“ veröffentlicht. Er fordert 
unter anderem ein Melderegis-
ter für Behandlungsfehler, aber 
auch mehr Verfahrensrechte der 
in den Gremien des Gesund-
heitswesens beteiligten Organi-
sationen für die Interessen der 
Patient*innen sowie chronisch 
kranker, pflegebedürftiger und 
behinderter Menschen. 

Patientenvertretung stärken 
und unterstützen

So war ein Schwerpunkt des 
Gesprächs die Weiterentwick-
lung der Patientenvertretung. 
Seit 2004 beraten Organisati-
onen wie der SoVD erfolgreich 
unter anderem den Gemeinsa-
men Bundesausschuss (G-BA) 
und können Anträge einbrin-
gen. Bisher haben sie aber kein 
Stimmrecht. Der G-BA ist das 
höchste Beschlussgremium im 
Gesundheitswesen. Er legt fest, 
was die Kassen bezahlen.

Der SoVD fordert zusätzliche 
Unterstützung für die Patien-
tenvertretung: fachlich, per-
sonell, organisatorisch und fi-
nanziell. Besser werden müsse 
der Austausch zwischen Bund 
und Ländern. Auch die Digita-
lisierung im Gesundheitswesen 
müsse stärker aus der Perspek-
tive der Nutzer*innen voran-
kommen; das gehe nur mit ihrer 
Beteiligung.  Eva Lebenheim

SoVD als Sachverständiger beim Gesundheitsausschuss des Bundestages

Der Sitzungssaal des Bundestagsausschusses für Gesundheit.  
Als Sachverständiger war der SoVD per Video zugeschaltet.

Foto: Deutscher Bundestag / Meldepress / Achim Melde

Florian Schönberg,
SoVD-Referent
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Wer Rente bekommt, erhält jetzt auch die Energiepauschale. Die 
vorgesehenen 300 Euro landen ganz automatisch auf dem Konto, 
auf das die Rente geht. Darüber informiert die Deutsche Renten-
versicherung. Das Geld sollen Betroffene bis zum 15. Dezember 
dieses Jahres erhalten. Zuständig hierfür sind die Rentenzahlstellen 
oder die Versorgungsbezüge zahlenden Stellen. 

Eine Ausnahme gilt für Menschen, die Ende Dezember zum ers-
ten Mal überhaupt eine Rente ausgezahlt bekommt. Sie müssen 
aus technischen Gründen noch bis Anfang 2023 auf den Zuschuss 
zu den gestiegenen Energiekosten warten. Ihre Zahlung erfolgt 
dann aber ebenfalls automatisch.

Gut zu wissen: Die Pauschale unterliegt nicht der Beitragspflicht 
in der Sozialversicherung. 

Auf der Homepage der Deutschen Rentenversicherung unter: www.
deutsche-rentenversicherung.de finden Sie weitere Informationen zur 
Energiepreispauschale. Fragen beantwortet darüber hinaus auch das 
Bürgertelefon des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales unter 
Tel.: 030/22 19 11 001. jos

Am 18. Oktober 2022 fand 
ein Gespräch zwischen der 
SoVD-Vorstandsvorsitzenden 
Michaela Engelmeier und der 
Vorstandsvorsitzenden der 
Bundesagentur für Arbeit (BA), 
Andrea Nahles, statt. An dem 
Gespräch nahmen auch die zu-
ständige SoVD-Referentin Hen-
riette Wunderlich und der Leiter 
Hauptstadtvertretung der BA, 
Bernhard Henn, teil.

Zentrales Thema war die für 
2023 geplante Einführung des 

Kulturwandel 
in den 
Jobcentern

Das Treffen von Michaela Engelmeier (li.) mit Andrea Nahles war 
bestimmt von der geplanten Einführung des Bürgergeldes. Hält mit 
diesem ein neues Klima Einzug in die Jobcenter?

Foto: Wolfgang Borrs

Bürgergeldes. Andrea Nahles, 
vor wenigen Jahren selbst Bun-
desministerin für Arbeit und 
Soziales, machte deutlich, dass 
aus ihrer Sicht eine Umsetzung 
der neuen Regelungen zum 1. 
Januar kaum möglich sei. 

Ihre Einschätzung, erklärte 
Nahles, beziehe sich zum einen 
auf die technische Umsetzung 
sowie zum anderen auf den 
Kulturwandel, der mit dem 
Bürgergeld in den Jobcentern 
einhergehen solle. Die hierfür 
notwendigen Umschulungen 
der Mitarbeitenden nähmen 
Zeit in Anspruch. Hinzu komme, 
dass in den nächsten Monaten 
mit weiteren Geflüchteten aus 
der Ukraine zu rechnen sei, 

welche die Jobcenter sofort 
betreuen würden.

Beim SoVD stoßen zumindest 
einzelne Aspekte des neuen 
Bürgergeldes auf Zustimmung. 
Positiv bewertet der Verband 
unter anderem die vorgesehene 
ganzheitliche Betreuung von 
Leistungsbeziehenden. 

In diesem Punkt herrschte 
bei dem Gespräch Einigkeit 
zwischen Michaela Engelmei-
er und Andrea Nahles. Auch 
die BA-Chefin begrüßte die im 
Rahmen des Bürgergeldes ge-
planten Coachings. Diese seien 
ihrer Meinung nach wichtig, um 
Menschen nachhaltig und vor 
allem dauerhaft in den Arbeits-
markt zu integrieren.

SoVD im Gespräch

Zuschuss vom Staat – 
das ist konkret geplant

Rentner*innen erhalten Einmalzahlung automatisch

Der Einsatz des SoVD zeigt Erfolg: Rentner*innen erhalten jetzt 
ebenfalls eine Energiepreispauschale in Höhe von von 300 Euro. 
Wie das genau funktioniert, erklären wir Ihnen an dieser Stelle. 

SoVD vor Bundestagsausschuss
Mitte Oktober befasste sich der Ausschuss für Arbeit und Soziales des Deutschen Bundestages mit 

der geplanten Energiepreispauschale für Rentner*innen und Versorgungsempfänger*innen des Bun-
des. Zu der Anhörung von Sachverständigen war auch der SoVD geladen. Dessen Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier sagte, es dürfe nicht bei dieser Einmalzahlung bleiben.

Der von der Koalition vorge-
legte Gesetzentwurf korrigiert 
eine Ungerechtigkeit, was die 
Entlastung von Bürger*innen 
angesichts der hohen Energie-
preise angeht. Von Anfang an 
hatte der SoVD kritisiert, dass 
Rentner*innen dabei leer aus-
gingen. Nun soll sich das ändern: 
Eine Pauschale von 300 Euro 
erhält, wer zum Stichtag am 1. 
Dezember Anspruch auf eine 
Alters-, Erwerbsminderungs- 
oder Hinterbliebenenrente der 
gesetzlichen Rentenversiche-
rung oder auf Versorgungsbe-
züge nach dem Beamtenversor-
gungsgesetz oder dem ersten 
und zweiten Teil des Soldaten-
versorgungsgesetzes hat.

Rentner*innen ebenfalls 
auf Entlastung angewiesen

Mit der geplanten Regelung 
beschäftigte sich in einer Anhö-
rung jetzt auch der Ausschuss 
für Arbeit und Soziales. Micha-
ela Engelmeier nahm für den 
SoVD Stellung zu dem Gesetz. 
Sie bezeichnete es rückblickend 
noch einmal als Fehler, dass die 
Rentner*innen bei der ersten 
Energiepreispauschale außen 

vor gelassen wurden. Diese, so 
Engelmeier, seien von Preisstei-
gerungen genauso betroffen wie 
Beschäftigte, gleichzeitig hätten 
sie aber häufig ein viel niedrige-
res Einkommen. Ihre nun doch 
noch vorgesehene Entlastung 
sei nach den Worten Michaela 
Engelmeiers auch ein Erfolg der 
Sozialverbände, die von Anfang 
an Druck gemacht hätten.

SoVD: Es darf nicht bei einer 
Einmalzahlung bleiben

Die Vorstandsvorsitzende wies 
darauf hin, dass es nach wie vor 
Menschen gebe, die weder die 
erste noch die zweite Energie-
preispauschale erhalten hätten. 

Für den SoVD, so Engelmeier, sei 
es aber wichtig, dass niemand 
vergessen werde und dass es 
nicht bei dieser Einmalzahlung 
bleibe. 

Übergangsbereich bei 
Midijobs wird ausgeweitet

Der Ausschuss befasste sich 
auch mit der in dem gleichen 
Gesetzentwurf geplanten Aus-
weitung des Übergangsbereichs 
bei den Midijobs von 1.600 Euro 
auf 2.000 Euro ab dem 1. Januar 
2023. Sie bedeutet eine Entlas-
tung für Beschäftigte, da diese 
bei vollem Sozialversicherungs-
schutz weniger Sozialabgaben 
zahlen müssen. Das käme vielen 
Frauen zugute, die überwiegend 
in Teilzeit erwerbstätig sind.

Der SoVD sieht darin jedoch 
keine langfristige Lösung. Sinn-
voller sei es, Beschäftigungen zu 
fördern, deren Entlohnung zum 
Leben reicht. Zudem würden 
mit der Ausweitung des Über-
gangsbereiches den einzelnen 
Sozialversicherungszweigen 
Beitragsmittel entzogen, da die 
Berechnung der Sozialabgaben 
dort auf einem reduzierten Bei-
trag basiert. Joachim Schöne

Verband nimmt bei Anhörung Stellung zur geplanten Energiepreispauschale

Expert*innen verschiedener Organisationen sprachen vor dem Ausschuss für Arbeit und Soziales.
Fotos: Screenshot / Deutscher Bundestag

Michaela Engelmeier

Das Wohngeldgesetz soll ein angemessenes und familienge-
rechtes Wohnen ermöglichen. Wer ein geringes Einkommen hat, 
dem zahlt der Staat unter Umständen einen Zuschuss zur Miete 
und zu den Heizkosten. Das gilt auch für Menschen, die in einem 
Alten- oder Pflegeheim wohnen. Ausgeschlossen vom Wohngeld 
sind dagegen Personen, die Leistungen der Grundsicherung, der 
Kinder- und Jugendhilfe oder Arbeitslosengeld II erhalten. Deren 
Unterkunftskosten übernehmen Jobcenter oder Sozialamt. Ohne 
einen Antrag gibt es allerdings auch kein Geld.

Denn für den Bezug von Wohngeld müssen bestimmte Voraus-
setzungen erfüllt sein. Diese kann die zuständige Wohngeldstelle 
nur überprüfen, wenn ihr notwendige Angaben und Nachweise 
vorliegen. Zuschüsse gibt es erst ab dem Monat, in dem auch ein 
Antrag gestellt wurde. Warten Sie mit diesem also nicht zu lange 
– oder lassen Sie sich zumindest rechtzeitig beraten! jos

Ohne Antrag kein Geld
Wer Wohngeld will, sollte rechtzeitig aktiv werden

Dank einer Reform des Wohngeldes gibt es ab dem nächsten Jahr 
deutlich mehr Geld. Anspruch darauf haben unter bestimmten Vor-
aussetzungen Menschen mit geringem Einkommen. Sie müssen eine 
entsprechende Unterstützung allerdings zunächst beantragen.
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Dr. Rolf Schmachtenberg ist 
seit dem Jahr 2018 Beamteter 
Staatssekretär im Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales 
(BMAS). Erst kürzlich war der 
Wirtschaftswissenschaftler Gast 
auf dem Parlamentarischen 
Abend des SoVD. In der Bundes-
geschäftsstelle in Berlin kam es 
nun erneut zu einem Austausch. 
An dem Gespräch nahmen die 
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier sowie die Referentin 
Anna John teil.

Entlastung der 
Menschen im 
Mittelpunkt

SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier (li.) und Referentin 
Anna John empfingen Dr. Rolf Schmachtenberg. Sie diskutierten unter 
anderem über Entlastungsmaßnahmen angesichts hoher Preise.

Foto: Wolfgang Borrs

Dabei brachte der SoVD seine 
große Sorge über die weiterhin 
dramatische Kostenentwick-
lung in unterschiedlichen Be-
reichen zum Ausdruck. Engel-
meier regte unter anderem an, 
einen Energiepreisdeckel auch 
bei Öl und anderen Heizarten 
einzuführen. Sie sagte, zumin-
dest ein Basisverbrauch müsse 
zu moderaten Preisen möglich 
sein. Zudem sei es wichtig, dass 
die Bundesregierung sich dafür 
einsetzt, Sperrungen von Strom 
und Gas zu verhindern. Auch 
Kündigungen für Mieter*innen, 
die mit ihren Zahlungen in 
Rückstand geraten, sollten nach 
Überzeugung des Verbandes 
verhindert werden.

Dem Treffen mit Dr. Schmach-
tenberg kam auch deshalb eine 
große Bedeutung zu, weil das 
BMAS derzeit federführend eine 
ganze Reihe wichtiger Gesetze 
betreut. Hierzu gehört unter an-
derem die für das kommende 
Jahr geplante Einführung des 
Bürgergeldes.

Dieses geht aus Sicht des 
SoVD grundsätzlich in die rich-
tige Richtung. Dennoch wies 
Michaela Engelmeier bei dem 
Gespräch noch einmal darauf 
hin, dass Anspruchsberechtigte 
existenzsichernder Leistungen 
aktuell angesichts der gestiege-
nen Belastungen vor allem auf 
höhere Regelsätze angewiesen 
seien.

SoVD im Gespräch

Raus aus der Einsamkeit
– Wie wir gemeinsam
stark sind
Resolution der
Bundesjugendkonferenz 
14. bis 16. Oktober 2022

Sozialverband Deutschland

Die Resolution der Bundesju-
gendkonferenz trägt den Titel: 
„Raus aus der Einsamkeit – Wie 
wir gemeinsam stark sind.“

„Wie wir gemeinsam stark sind“
Als einziger Sozialverband hat der SoVD seit über 50 Jahren eine eigene Jugendorganisation, die 

SoVD-Jugend. Diese traf sich turnusgemäß zur Bundesjugendkonferenz und wählte dabei einen neuen 
Vorstand. Das Motto lautete: „Raus aus der Einsamkeit – Wie wir gemeinsam stark sind“. 

Die Bundesjugendkonferenz 
fand wie in den vergangenen 
Jahren auch in den Räumen 
der Bundesgeschäftsstelle des 
SoVD in Berlin statt. Bei der 
turnusmäßigen Neuwahl des 
Vorstandes bestätigten die De-
legierten den Bundesvorsitzen-
den der SoVD-Jugend, Sebasti-
an Freese, in seinem Amt. 

Der übrige Vorstand setzt 
sich wie folgt zusammen: Sa-
rah Dehn (stellvertretende 
Bundesjugendvorsitzende), 
Andreas Hupe (Schatzmeister), 
Celine Kempe (Schriftführerin), 
Saskia Heuck (Vertreterin des 
gewählten Landesgremiums 
Niedersachsen), Janna Ahrens 
(Vertreterin des gewählten 
Landesgremiums Nordrhein-
Westfalen), Charlotte Ruppin 
(Vertreterin des gewählten 
Landesgremiums Berlin-Bran-
denburg), Sabrina Struck (Bei-
sitzerin), Alexander Menzel 
(Beisitzer) und Flora Patzke 
(Beisitzerin).

Sebastian Freese erklärte, 
er wolle sich in seiner neuen 
Amtszeit dem Thema Einsam-
keit junger Menschen widmen. 
Es sei zwar normal, sich ab 
und zu einsam zu fühlen. Aber 

die Corona-Pandemie habe die 
Lebenssituation für viele Men-
schen sehr verändert. Freese 
sagte, es sei nur eingeschränkt 
möglich gewesen, mit anderen 
zusammen zu sein. Auch der 
zweite Winter der Corona-Pan-
demie habe sich negativ auf die 
Psyche vieler Menschen ausge-
wirkt.

Passend hierzu verabschie-
dete die Bundesjugendkon-
ferenz eine Resolution, in der 
sie die Politik auffordert, dem 
Thema Einsamkeit entschlos-
sen entgegenzutreten. Die 
SoVD-Jugend schlägt unter 
anderem vor, mit Blick auf die 
Pandemiefolgen für Kinder 
und Jugendliche einen Runden 
Tisch von Gesundheits- und 
Kultusminister*innen einzu-
berufen. Außerdem solle mit 
Ärzt*innen, Pädagog*innen und 
anderen wissenschaftlichen 
Disziplinen eine tragfähige 
Strategie für Schulen und Kitas 
entwickelt werden. jos

SoVD-Jugend kam in Berlin zur Bundesjugendkonferenz zusammen

Sie engagieren sich für die SoVD-Jugend (v. li.): Janna Ahrens, Charlotte Ruppin, Berit Heuck, Saskia 
Heuck, Sebastian Freese, Sarah Dehn, Andreas Hupe und Sabrina Struck.

Foto: Wolfgang Borrs
Nicht nur Menschen mit Behinderungen machen in ihrem 

Alltag diskriminierende Erfahrungen. Das gilt leider ebenso für 
chronisch kranke sowie ältere und pflegebedürftige Menschen mit 
Beeinträchtigungen. Daher ist es nachvollziehbar, dass sie auch 
bei der Zuteilung knapper, überlebenswichtiger intensivmedizi-
nischer Ressourcen befürchten, unzulässig benachteiligt zu wer-
den. Dass dies nicht passieren darf, stellte Ende letzten Jahres das 

Bundesverfassungsgericht fest 
und forderte gesetzliche Vor-
kehrungen (Az.: BVerfG 1 BvR 
154 / 20). Mit einer Ergänzung 
im Infektionsschutzgesetz will 
die Bundesregierung eine sol-
che Benachteiligung künftig 
verhindern.

Der SoVD begrüßt den vorlie-
genden Gesetzentwurf grund-
sätzlich – nicht zuletzt wegen 
der aktuell erneut steigenden 
Infektionszahlen. Allerdings 
ist der Anwendungsbereich 
aus Sicht des Verbandes zu be-
grenzt. Denn auch außerhalb 
des Infektionsschutzgesetzes 
kann eine diskriminierungs-
freie Zuteilung intensivmedi-
zinischer Behandlungskapa-
zitäten relevant sein – etwa 
bei einem Attentat oder einem 
Flugzeugabsturz.

Für den SoVD ist es daher vorrangig, Triagesituationen mit allen 
zur Verfügung stehenden Mitteln zu verhindern. Hierfür müssen 
Bund und Länder gemeinsam wirksame Vorkehrungen treffen. 
Der Bundesgesetzgeber steht in der Pflicht, indem er etwa durch 
eine veränderte Krankenhausfinanzierung für ausreichend freie 
Behandlungskapazitäten sorgt.

Den ökonomischen Druck im Gesundheitssystem kritisiert der 
SoVD seit Langem. In der Krise zeigen sich die Probleme deutli-
cher denn je. Die zunehmend marktähnlich organisierte Kranken- 
und Pflegeversorgung muss so reguliert werden, dass vorhandene 
Mittel zum Wohle der Menschen und nicht zur Renditegewinnung 
privater Unternehmen eingesetzt werden. jos / fs

Diskriminierung bei 
Triage ausschließen

Wenn medizinische Hilfe nicht für alle reicht

Es ist eine furchtbare Vorstellung, die angesichts der Pandemie 
jedoch in den Bereich des Möglichen geriet: Was passiert, wenn nicht 
alle Menschen intensivmedizinisch behandelt werden können? Das 
französische Wort Triage („Auswahl“) beschreibt für diesen Fall die 
Verteilung noch vorhandener Ressourcen. Ein Gesetzentwurf regelt 
nun, dass eine Behinderung hierfür kein Kriterium sein darf.

Sind Ressourcen knapp, steht 
die Überlebenswahrscheinlich-
keit im Mittelpunkt.

Foto: fabrus / Adobe Stock
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Betrügereien am Telefon
Einige Anrufe sind nervig und zeitraubend. Im schlimmsten Fall aber droht Abzocke – und es kann 

richtig teuer werden. So warnt aktuell unter anderem die Bundesnetzagentur vor Betrügereien am 
Telefon. Doch machtlos sind Betroffene nicht. Im Zweifel gilt: auflegen!

Das Telefon klingelt, eine 
Stimme fragt: „Hören Sie mich?“. 
Wer hier mit „ja“ antwortet, hat 
im dümmsten Fall einen Ver-
trag abgeschlossen. Denn es ist 
durchaus denkbar, dass  dieser 
Wortfetzen später missbräuch-
lich verwendet wird.  

Worauf sollte man 
bei Anrufen achten?

„Häufig versuchen unseriöse 
Anrufer, ein bestehendes Ver-
trauensverhältnis vorzutäu-
schen, beispielsweise indem 
sie wahrheitswidrig ein aktuel-
les Vertragsverhältnis behaup-
ten“, sagt Nadia Affani von der 
Bundesnetzagentur. Oder sie 
täuschten Zeitdruck vor, etwa 
indem sie behaupteten, der 
Fernseh- oder Internetempfang 
werde demnächst gesperrt. 

„Seriöse Anbieter wie Banken 
fragen nie nach Passwörtern 
oder anderen vertraulichen In-
formationen“, sagt auch Katja 
Nonnenkamp-Klüting von der 
Verbraucherzentrale Bremen. 
Sie rät dazu, keine Program-
me auf dem Computer zu ins-
tallieren, nur weil ein Anrufer 
das verlange. Betrüger*innen 
könnten so Kontrolle über Da-
ten bekommen, etwa auch das 
Onlinebanking.

Wer auflegt, macht auf 
jeden Fall nichts verkehrt

Wichtig sei es auch, unbe-
kannte Nummern nie zurückzu-
rufen. Denn dabei könne man 
unversehens in einer kosten-
pflichtigen Warteschleife lan-
den oder völlig unbeabsichtigt 
einen Vertrag abschließen. 
Grundsätzlich gilt: Wer einen 
Betrug am Telefon vermutet, 
sollte sofort auflegen.

Wichtige Verträge gelten erst, 
wenn sie in Textform ausgeführt 
sind – also etwa per E-Mail oder 
als Brief. Dazu gehörten Gas- 
und Stromlieferverträge au-
ßerhalb der Grundversorgung, 
sagt Affani. Ähnliches gelte für 
Glücksspiele und Verträge zu 
Internet und Telefon.

Es gebe Unternehmen, die 
Verbraucher*innen die Ver-
tragszusammenfassung als 
SMS zusenden. Wer dieser zu-
stimmt, schließt den Vertrag 
tatsächlich ab. Eine händische 
Unterschrift sei nur noch bei 
wenigen Rechtsgeschäften nö-
tig, etwa einem Arbeitsvertrag 
oder einem Testament, sagt 
Nonnenkamp-Klüting. 

Kann ich etwas tun, wenn 
der Vertrag geschlossen ist? 

Selbst wenn der Vertrag gültig 
am Telefon geschlossen wurde, 
hat man 14 Tage Zeit, ihn zu 
widerrufen. „Der Unternehmer 
muss den Verbraucher über des-
sen Widerrufsrecht in Textform 

unterrichten“, sagt Harald Rotter 
vom Deutschen Anwaltverein. 
Wenn das nicht geschieht oder 
nicht den gesetzlichen Vorga-
ben entsprechend formuliert 
ist, habe man ein lebenslanges 
Widerrufsrecht.

Wie wehre ich mich gegen 
betrügerische Rechnungen?

Wer Opfer eines Telefonbetru-
ges wurde und eine Rechnung 
erhält, sollte sie nicht ignorie-
ren, rät Rotter. Andernfalls ent-
stehe durch Mahnungen oder 
Inkassoandrohungen weiterer 
Druck. Der Anwalt empfiehlt, 
an die Firmenadresse des Un-
ternehmens ein Einschreiben 
mit Rückschein zu schicken und 
möglichst auch eine E-Mail. Es 
genüge ein Satz: „Für den Fall, 
dass dieser Rechnung tatsäch-
lich ein Vertrag zugrunde liegen 
sollte, widerrufe ich ihn.“ Wer 
unsicher ist, kann sich auch an 
eine Verbraucherzentrale oder 
einen Rechtsanwalt wenden.

 jos / dpa

Bei dubiosen Anrufen sollte man das Gespräch am besten sofort beenden

Die Schreiben wurden auf 
Bitten von Bundesgesund-
heitsminister Karl Lauterbach 
(SPD) sowohl von den gesetz-
lichen als auch von den priva-
ten Krankenkassen verschickt. 
Sie gingen an Menschen über 
60 Jahre und sollen diese über 
eine empfohlene weitere Auf-
frischungsimpfung gegen das 
Coronavirus informieren.

Bereits vor Wochen hatte 
Lauterbach eine neue Impf-
kampagne angekündigt. Für 
die Auffrischung einer schon 
länger zurückliegenden 
Grundimmunisierung stehen 
inzwischen mehrere fortent-
wickelte Impfstoffe bereit. Die 
beim Robert Koch-Institut an-
gesiedelte Ständige Impfkom-
mission hatte einen zweiten 
Covid-19-Booster für bestimmte Gruppen empfohlen. Dazu ge-
hören Menschen ab 60 Jahren.

Wenn Sie sich über Hintergründe oder angebotene Impfungen in-
formieren möchten, dann gehen Sie im Internet auf die Seite: www.
zusammengegencorona.de. Dort finden Sie auch aktuelle Zahlen zur 
Infektionslage oder zu den in Ihrem Bundesland derzeit geltenden 
Regelungen. jos

Krankenkasse empfiehlt 
Auffrischungsimpfung

Wer älter als 60 Jahre ist, erhält in diesen Tagen Post

Menschen, die bereits 60 Jahre oder älter sind, bekommen in diesen 
Tagen einen Brief ihrer Krankenkasse. Dieser enthält Informationen 
über eine von der Ständigen Impfkommission (STIKO) empfohlene 
Auffrischungsimpfung gegen das Coronavirus. 

Roswitha Reiß feiert am 23. 
November ihren 75. Geburtstag. 
Sie ist seit 1995 Mitglied im 
SoVD und gehört seit 2015 dem 
Bundesvorstand an. Seitdem ist 
sie auch Mitglied im Frauenaus-
schuss auf Bundesebene und 
Sprecherin der Frauen im Lan-
desverband Niedersachsen. Als 
Vorsitzende leitet sie den Kreis-
verband Göttingen.

Personalien

Für ältere und bereits geimpfte 
Menschen kommt eventuell ein 
sogenannter Booster infrage.

Foto: Alexander Raths / Adobe Stock

Foto: Laurin Schmid

Egal, wie überzeugend die Person am Telefon auftritt: Sensible 
Daten sollte man niemals am Telefon weitergeben.

Foto: Andrey Popov / Adobe Stock
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Erwerbstätige, die die Unternehmensverantwortung als schlecht 
einstuften, hatten hingegen 14,2 krankheitsbedingte Fehltage. 
Rund 97 Prozent der Beschäftigten, die ihrem Arbeitgeber eine 
besonders hohe Unternehmensverantwortung attestieren, seien 
zudem selbst leistungsbereit. Umgekehrt sehe man in der Be-
schäftigtengruppe, die in ihrem Betrieb eine niedrige Verantwor-
tung wahrnähmen, nur bei 76,4 Prozent eine hohe Leistungsbe-
reitschaft, hieß es bei der Vorstellung der Studie. 

Mit einer verantwortungsvollen Unternehmensführung wird 
demnach verbunden, dass sich die Betriebe intensiv um die Ge-
sundheitsförderung kümmern und das Wohlergehen ihrer Mitar-
beitenden nicht als deren reine Privatsache betrachten. Bei der 
Vorstellung des Fehlzeiten-Reports hieß es, eine soziale Unter-
nehmensverantwortung gehe über den fairen Umgang mit allen 
Beteiligten noch hinaus. Sie müsse vor allem nachhaltig in ge-
sundheitsorientierte Führung sowie Angebote der Betrieblichen 
Gesundheitsförderung investieren.

Mit als „verantwortungsbewusst“ wahrgenommenen Unterneh-
men gehen weitere positive Effekte einher: Die repräsentative Be-
fragung unter rund 2.500 Erwerbstätigen in den Monaten Februar 
und März 2022, deren Ergebnisse im Fehlzeiten-Report veröffent-
licht sind, zeigt: Je verantwortungsvoller die Mitarbeiter*innen ihr 
Unternehmen empfinden, desto positiver bewerten sie ihre eigene 
Arbeitsmotivation und Gesundheit. dpa / veo

Unternehmenshaltung 
hat Wirkung auf Fehltage

Fehlzeiten-Report der AOK weist Zusammenhänge auf

Beschäftigte, die ihrem Unternehmen eine hohe Sozialverantwor-
tung bescheinigen, haben laut einer aktuellen Studie weniger Fehl-
tage, als dies in anderen Firmen der Fall ist. Bei Beschäftigten, die die 
Unternehmensverantwortung als gut bewerten, haben die Fehltage 
offenbar binnen zwölf Monaten bei 9,7 gelegen. Das geht aus dem  
Fehlzeiten-Report 2022 der Krankenkasse AOK hervor.

Wechseln Sie zum E-Paper!
Die SoVD-Zeitung als E-Paper kommt  
direkt ins Postfach – mit allen Beilagen  
und schneller als gedruckt. 

Gleich QR-Code  

scannen und  

anmelden!

Fotos: Kaspars Grinvalds, Florian Kunde / Adobe Stock

In der Krise extra benachteiligt
Hier berichtet „Soziales im Blick“ wieder aus dem Deutschen Behindertenrat (DBR), den der SoVD 

2022 leitet. Als neue SoVD-Vorstandsvorsitzende ist Michaela Engelmeier bis Anfang Dezember auch 
Vorsitzende des DBR-Sprecherrates. Gemeinsam mit anderen Vertreter*innen nimmt sie für das Bünd-
nis etliche Termine wahr. Mit Elan gingen die Verbände in den Herbst: Es gibt noch viel zu verändern.

Sehr aktuell ist das durch 
Ukraine-Krieg und Klimawandel 
nötige Energiesparen. Es dürfe, 
so der DBR, nicht zulasten von 
Menschen mit Behinderungen 
gehen – zum Beispiel, indem 
Fahrstühle und Rolltreppen nur 
eingeschränkt laufen. Die Ge-
sellschaft müsse zusammenste-
hen, um die Energieknappheit 
zu bewältigen. Zur Solidarität 
gehöre aber, dass Sparmaßnah-
men nicht zu neuen Barrieren 
führen und Teilhabe verhindern.

Auch bei den Entlastungspa-
keten mahnt der DBR weiter, 
Menschen mit Handicap nicht 
zu vergessen. Sie sind in vielen 
Bereichen ohnehin überdurch-
schnittlich finanziell belastet 
und nun besonders betroffen.

Solidarität stand ebenso im 
Blick der Veranstaltung „Al-
les stärken, was uns verbindet. 
Deutschland im Epochenbruch“ 
am 28. Oktober. Bundespräsi-
dent und Nationalstiftung luden 
Michaela Engelmeier für den 
DBR ins Schloss Bellevue ein. 

Gegen Diskriminierung im 
Gesundheitswesen

Lange beschäftigt den DBR die 
Triage (mehr auf Seite 6). Das neue 
Infektionsschutzgesetz wird me-
dizinrechtlich als grundsätzlich 
für das Thema Diskriminierung 
im ganzen Gesundheitswesen 
eingeschätzt. Laut Verfassungs-
gericht muss der Gesetzgeber 
Menschen mit Behinderungen 
schützen. Doch bisher band er 
sie kaum ein. Schon im Januar 
veröffentlichten die DBR-Ver-
bände dazu Basispositionen.

Am 19. Oktober gab es nun 
eine Anhörung im Gesundheits-
ausschuss des Bundestages. Der 
DBR erklärte: Viel im Gesetz sei 
gut, doch fehlten Beteiligung, 
klare Zuteilungskriterien, Kon-
trolle und Sanktionen. Im No-
vember geht es in den Bundesrat. 
Die Länder hatten eine „Ex-Post-
Triage“ gefordert. Der DBR lehnt 
sie ab und begrüßt, dass das auch 
die Regierung tut: Zugeteilte Ver-
sorgung steht nicht mehr infrage. 

Außerklinische Intensivpflege
darf nicht schlechter werden

Das Gesundheitswesen be-
treffen auch die neuen „gemein-
samen Rahmenempfehlungen 
über die einheitliche und flä-
chendeckende Versorgung mit 
außerklinischer Intensivpflege 

nach § 132 I Abs. 1 SGB V“ des 
GKV-Spitzenverbandes. In einem 
Beteiligungsgespräch am 27. 
September nahm der DBR Stel-
lung und kritisierte unter ande-
rem fehlende Daten zur Versor-
gung und Verfahrensverstöße. 

Das Bündnis warnte, dass sich 
schon jetzt Verschlechterungen 
der außerklinischen Versorgung 
abzeichnen, etwa durch bauli-
che Anforderungen und Fach-
kräftemangel. Die neuen Bedin-
gungen würden das verstärken. 

Starke Öffentlichkeitsarbeit: 
von Twitter bis Interviews

Viele Themen, ob Triage, Ent-
lastungen oder Flucht mit Be-
hinderung, trägt das DBR-Se-
kretariat in die Öffentlichkeit: 
in Pressemitteilungen, Briefen, 
sozialen Medien wie Twitter (@
dbr_info) und Interviews.

Zum 20. Oktober waren DBR-
Sprecherratsvorsitzende Mi-
chaela Engelmeier und SoVD-
Referentin Anieke Fimmen zu 
Gast beim Podcast „Echt behin-
dert!“. Für die Deutsche Welle 
und ARD sprachen sie mit Mat-
thias Klaus über den DBR.

Umsetzung der UN- 
Behindertenrechtskonvention

Wie weit ist die Inklusion? 
Regelmäßig, zuletzt am 28. 
September, tagt dazu beim Bun-
desministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS) der „Ausschuss 
Nationaler Aktionsplan zur Um-
setzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention“ (NAP-Aus-
schuss). Die Zivilgesellschaft ist 
vertreten durch Behinderten-, 
Sozial- und Wohlfahrtsverbän-
de, Sozialpartner und Wissen-
schaft – so durch den DBR.

Es ging um Pläne zum Glo-
bal Disability Summit 2025; 
Deutschland und Jordanien sind 
Gastgeber. Dann folgten Berich-
te der vier Bundesministerien 
der Finanzen, für Bildung und 
Forschung, Ernährung und Land-
wirtschaft sowie Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend (BMFSFJ). 
Der DBR stellte dazu Fragen. 

Für Inklusion bringen die Ver-
bände ihr Fachwissen an vielen 
Stellen ein. Eine ist die neue 
BMFSFJ-Arbeitsgruppe „Inklusi-
ves SGB VIII“ zur Kinder- und Ju-
gendhilfe, die sich im November 
erstmals trifft. Eva Lebenheim

Aus dem DBR-Sekretariat: Menschen mit Behinderungen drohen weitere Barrieren

DBR-Sprecherratsvorsitzende Michaela Engelmeier (li.) und SoVD-
Referentin Anieke Fimmen im Interview für „Echt behindert!“. 

Aufzug gesperrt? Energiesparen ist dringender denn je, darf aber 
Menschen mit Behinderungen nicht an Teilhabe hindern.

Foto: Andi Weiland / Gesellschaftsbilder
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Am 12. Oktober traf die SoVD-
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier den Vorstandsvor-
sitzenden der DAK-Gesundheit, 
Andreas Storm. Der frühere 
CDU-Bundestagsabgeordnete 
verantwortet heute als Kran-
kenkassenmanager die Berei-
che Finanzmanagement und 
Controlling. 

Die Diskussion in den Räumen 
des SoVD-Bundesverbandes 
drehte sich dementsprechend 
vor allem um das für dieses und 
kommendes Jahr drohende Fi-
nanzdefizit in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) und 

Gemeinsame 
Sorge um die 
GKV-Finanzen

SoVD im Gespräch

Zu einem gesundheitspolitischen Austausch traf Michaela Engel-
meier (SoVD) Andreas Storm (DAK-Gesundheit). Bestimmt wurde 
das Gespräch von dem milliardenhohen Defizit im Bereich der  ge-
setzlichen Krankenversicherung (GKV).

der sozialen Pflegeversicherung 
(SPV). Dabei hatten Michaela 
Engelmeier und Andreas Storm 
vor allem die damit einherge-
henden Sorgen der Menschen 
angesichts steigender Kosten 
im Blick. 

Über das von der Bundesre-
gierung geplante Gesetz zur 
finanziellen Stabilisierung der 
GKV soll das milliardenschwe-
re Defizit vor allem durch höhe-
re Zusatzbeiträge zulasten der 
Versicherten abgebaut werden. 
Auch sollen die aus Beitrags-
mitteln der Versicherten gebil-
deten Finanzreserven der GKV 
für das Stopfen finanzieller 
Löcher herhalten. Diese Pläne 
stoßen auf die Kritik des SoVD. 

Der Verband fordert neben 
kurzfristigen Finanzspritzen 
grundlegende Maßnahmen 

Foto: Stefanie Lausch 

zur finanziellen Entlastung 
und Stärkung der gesetzlichen 
Krankenversicherung.

Laut Berechnungen der DAK-
Gesundheit weist auch die 
Pflegeversicherung für dieses 
Jahr einen Fehlbetrag von drei 
Milliarden Euro aus. Ohne ent-
sprechende Maßnahmen muss 
daher auch hier befürchtet 
werden, dass die Belastung der 
Versicherten in Form höherer 
Beiträge steigen wird.

Um dies zu verhindern, for-
dert der SoVD eine Anhebung 
der Beitragsbemessungsgren-
ze und die Einführung eines 
dynamisierten Bundeszu-
schusses zum Ausgleich versi-
cherungsfremder Leistungen. 
Zudem setzt sich der Verband 
für eine Begrenzung der hohen 
Eigenanteile in der Pflege ein.

Als größtes Problem gilt all-
gemein der vorherrschende 
Personalmangel. Dieser dürfte 
sich in den kommenden Jahren 
durch eine zunehmend altern-
de Bevölkerung noch weiter 
verschärfen. Die sogenannten 
Babyboomer versuchten jetzt, 
ihre Eltern in den Heimen 
unterzubringen oder selbst 
zu versorgen, sagte Vogler. 
Sie gehe davon aus, dass ein 
massiver Anstieg der Pflege-
bedürftigkeit kommen werde. 
Eine Mangelsituation gebe es 
aber nicht nur bei den Pflege-
fachkräften, sondern auch bei 
den Ausbildenden. „Pflege wird 
eine Frage von Arm und Reich 
sein“, sagte die Präsidentin des 
Pflegerats. 

Christine Vogler appellierte 
an die Politik, für bessere Arbeitsbedingungen, Ausbildungs- und 
Karrierewege sowie für mehr Mitspracherechte der in der Pflege 
Beschäftigten zu sorgen. Diese gingen ihrem Beruf mit großer 
Leidenschaft nach. Hinausgetrieben würden sie nicht durch den 
Beruf, sondern durch die Bedingungen.

Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach (SPD) verwies da-
gegen auf steigende Auszubildenden- und Beschäftigtenzahlen 
sowie gestiegene Gehälter in der Branche. Er sagte: „Es gibt noch 
Defizite, aber wenn man auf die Fakten schaut, dann sind wir 
zumindest in die richtige Richtung unterwegs.“ 

Mehr als vier Millionen Menschen sind laut Statistischem Bun-
desamt in Deutschland auf Pflege angewiesen. Rund vier von 
fünf Pflegebedürftigen in Deutschland werden demnach zu Hau-
se versorgt, meist durch Angehörige und oft mit Unterstützung 
durch einen ambulanten Pflegedienst. jos / dpa

Pflegerat warnt vor 
einer Mangelversorgung

Eindringlicher Appell an die Politik

Als Dachverband vertritt der Deutsche Pflegerat verschiedene 
Verbände. Dessen Präsidentin, Christine Vogler, warnte jetzt zum 
Auftakt des Deutschen Pflegetages in Berlin: „Sollte die benötigte 
Unterstützung durch die Politik nicht kommen, wird pflegerische 
Versorgung in Zukunft nicht mehr ausreichend stattfinden.“ Bei 
dem jährlichen Verbandstreffen beraten die Vertreter*innen der 
Branche gemeinsam mit Expert*innen über die aktuellen Heraus-
forderungen im Pflegebereich.

Neben achtlos weggeworfenen 
Verpackungen fanden sich auch 
unerwartete Überreste.

Voller Stolz präsentieren die Beschäftigten und Auszubildenden den eingesammelten Müll.
Fotos: BBW Stendal

Mitteldeutschland

Engagement für die Natur
Auf dem Lehrplan im Berufsbildungswerk (BBW) Stendal stand vor Kurzem das Thema Umweltver-

schmutzung. Anlass hierfür war der „World Cleanup Day“ („Welt-Aufräum-Tag“). Dieser ruft alljährlich 
dazu auf, die Natur ehrenamtlich zu säubern und von Müll zu befreien. Und genau das taten Beschäf-
tigte und Auszubildende des BBW Stendal. Gemeinsam sammelten sie über 60 Kilogramm Unrat ein.

Das Berufsbildungswerk 
Stendal ist eine Ausbildungs- 
und Rehabilitationsstätte für 
lernbehinderte, psychisch und 
mehrfach behinderte Jugend-
liche und junge Erwachsene. 
Als ein Unternehmen des SoVD 
zeichnet es sich dadurch aus, 
dass es die Auszubildenden 
umfangreich unterstützt und 
begleitet. So werden beispiels-
weise regelmäßig gesellschaft-
liche Aspekte thematisiert. 

Im September nahmen die 
Sozialpädagoginnen Susan 
Rathke und Jacqueline Fauck 
gemeinsam mit dem Ausbil-
der Martin Treskow den „World 
Cleanup Day“ zum Anlass, das 
Thema Umweltverschmutzung 
mit einigen der Auszubilden-
den zu behandeln. Nach einer 

kurzen Einführung und einem 
Erfahrungsaustausch pack-
ten alle Beteiligten mit an. 
Gemeinsam befreiten sie die 
Natur von über 60 Kilogramm 
Müll. Neben Autoreifen und 
Teppichen fanden sie Textilien, 
Bauabfälle, unzählige Zigaret-
tenstummel und Plastikmüll. 

Im Rahmen einer Auswer-
tung ließ die ehrenamtliche 
Müllabfuhr den Tag dann bei 
Kaffee und Kuchen aus dem 
BBW-Ausbildungsbereich „Er-
nährung und Hauswirtschaft“ 
Revue passieren. Jacqueline 
Fauck zog hierbei eine positive 
Bilanz: „Wir haben in nur zwei 
Stunden so viel Müll gefunden. 
Im nächsten Jahr nehmen wir 
auf jeden Fall wieder am World 
Cleanup Day teil.“

Fehlendes Personal bedeutet für  
die verbliebenen Kräfte eine ent-
sprechend höhere Belastung.

Foto: peopleimages.com / Adobe
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Armut und Armutsgefähr-
dung in allen Facetten sind 
für den SoVD ein zentrales 
und brennendes Thema. Mit 
der Kampagne und den damit 
verbundenen zahlreichen Akti-
onen – vor Ort in ganz Nieder-
sachsen und digital auf seinen 
Social-Media-Kanälen – hat er 
die Probleme in den Fokus der 
Öffentlichkeit gerückt. Ziel war 
es dabei, potenziell Betroffenen 
zu verdeutlichen, dass auch sie 

möglicherweise ein Armutsrisi-
ko haben. Mit seinen Forderun-
gen hat Niedersachsens größ-
ter Sozialverband den Stein 
ins Rollen gebracht und den 
nötigen Druck auf die Politik 
aufgebaut.

Armutsrisiken analog und 
digital sichtbar gemacht

Die DGVM-Jury lobte, dass 
der SoVD mit dem neuen Be-
griff „Armutsschatten“ einen 

guten Weg gefunden habe, um 
das Thema Armut dauerhaft in 
der Öffentlichkeit zu verankern 
und sichtbar zu machen. Die 
innovative Verknüpfung und 
Abstimmung von Veranstaltun-
gen sowie analogen und digi-
talen Medien – vor allem der 
durchdachte Einsatz von Social 
Media – beeindruckten die Jury 
besonders. Damit sei es gelun-
gen, die Kommunikationskraft 
bedeutend zu erhöhen.

„Wir freuen uns sehr, dass wir 
von der DGVM als Verband des 
Jahres ausgezeichnet wurden, 
denn die Themen Armut und 
Armutsgefährdung sind derzeit 
wichtiger denn je und können 
gar nicht genug Aufmerksam-
keit bekommen“, sagt SoVD-
Landesgeschäftsführer Dirk 
Swinke.

Die DGVM verleiht die Aus-
zeichnung seit 1997 an Verbän-
de für herausragende Leistun-

gen im Verbandsmanagement. 
Der Preis steht für Leistungen, 
die sich vom Durchschnitt 
deutlich abheben und Verbän-
den Beispiel sein können, neue 
Wege zu gehen.

Ausführliche Informationen 
über die Kampagne „Wie groß 
ist dein Armutsschatten?“ mit 
Einblicken in stattgefundene 
Aktionen und Veranstaltun-
gen sind auf der Website www. 
armutsschatten.de abrufbar. sj

SoVD in Niedersachsen ist „Verband des Jahres“
Der Sozialverband Deutschland (SoVD) in Niedersachsen ist von der Deutschen Gesellschaft für Verbandsmanagement (DGVM) als Verband des Jahres 2022 ausgezeich-

net worden. In der Kategorie „Interessenvertretung und Kommunikation“ gewann der größte Sozialverband des Landes den Preis für seine Kampagne „Wie groß ist dein 
Armutsschatten?“. Um die Öffentlichkeit für das Thema Armutsgefährdung zu sensibilisieren, hatte der SoVD in Niedersachsen den Begriff „Armutsschatten“ eingeführt 
und aufeinander aufbauende digitale Maßnahmen mit zahlreichen Aktionen und Veranstaltungen vor Ort kombiniert.

Niedersachsen

Foto: Boris Trenkel

Katharina Lorenz (li.), Leiterin der Abteilung Sozialpolitik, Dirk Kortylak, stellvertretender Landesge-
schäftsführer, und Stefanie Jäkel, Landespressesprecherin des SoVD in Niedersachsen, nahmen die 
Auszeichnung der DGVM entgegen.

Kleiner Einsatz, große Wirkung:  
Hinterlassen Sie bleibenden Eindruck!

www.sovd-shop.de
Schauen Sie vorbei, und entdecken Sie die Werbemittelwelt des SoVD:

Ob praktische Helferlein im Alltag, Streuartikel für Ihren Messestand oder  
kleine Präsente für Technik-Freunde – in unserem Werbemittel-Shop  
finden Sie viele Artikel, mit denen Sie Ihre ehrenamtliche Arbeit unterstützen  
oder einfach anderen eine Freude machen können. Damit bleiben Sie in  
Erinnerung, denn – über ein kleines Geschenk freut sich jeder!

Foto: Steeeg GmbH

Ein digitaler Rechner ermittelte die individuelle Armutsgefähr-
dung. Weitere digitale Maßnahmen waren zum Beispiel Videos, 
die veranschaulichten, wie verbreitet Armutsrisiken sind.
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Zu „Pflegekosten: Austausch 
mit Sozialministerin“ (Oktober, 
Seite 11 / I, Niedersachsen-Aus-
gabe) berichtet SoVD-Mitglied 
Klaus Völker aus Wunstorf, dass 
auch die Energiekosten Pflege 
unbezahlbar machen können:

Meine Schwester und ich muss-
ten vor Kurzem unsere Mutter in 
Pflege geben [...]. Mit etwas Glück 
haben wir ein Pflegeheim gefun-
den, das wir bezahlen können. 
Jetzt mussten wir aber hören, dass 
unser Heim, wie andere auch, ei-
nen Antrag auf Erhöhung des Ei-
genanteils gestellt hat. Es wurde 
uns ein Betrag von 500 Euro ge-
nannt. Von anderen Pflegeheimen 
haben wir Summen bis 800 Euro 
gehört. Wie wir diese Erhöhung 
zahlen sollen, wissen wir nicht.

Der Erhöhungsantrag wurde 
uns hauptsächlich durch den 
Anstieg der Energiepreise erklärt. 
Nachvollziehbar, aber von uns 
und sicherlich tausenden ande-
ren Familien nicht stemmbar. Wer 

kann schon von einem Monat auf 
den anderen 500 bis 800 Euro 
zusätzlich aufbringen?

Ich bin der Meinung, dass die 
Politik hier dringend etwas tun 
muss, um die Pflege finanzierbar 
zu halten. Ich glaube mich zu er-
innern, dass im Gesundheitsmi-
nisterium mal darüber nachge-
dacht wurde, Erhöhungen durch 
die Pflegekasse zu finanzieren 
und den Eigenanteil zu deckeln. 

Zu „Was steckt drin im neuen 
Entlastungspaket?“, Seite 5 in 
der Oktober-Ausgabe, fürchtet 
Kerstin Schmidt (per E-Mail), bei 
der Energiepreispauschale im-
mer noch außen vor zu bleiben:

Im letzten Jahr bin ich aus der 
Selbstständigkeit (Kindertages-
pflege) in die Krankheit gegan-
gen. In diesem Jahr werde ich 
nicht mehr arbeiten und kann 
somit die Energiekostenpauscha-
le nicht geltend machen. [...] Ich 
bin alleinstehend und kein Kun-

de beim Jobcenter. Schön, dass die 
Politik an diese Bevölkerungs-
gruppe auch nicht gedacht hat.

Auf „Wie gut kommen wir 
durch den Winter?“ (Septem-
ber-Ausgabe, Seite 5) bezieht 
sich Marita Petersen aus Em-
melsbüll-Hörsbüll in Schles-
wig-Holstein. Grundsicherung 
decke nicht alle Kosten:

Krankheitsbedingt erhalte ich 
die halbe Erwerbsminderungsren-
te und muss mit SGB II aufstocken. 
Es wird immer davon gesprochen, 
dass die Heizkosten bei Hartz IV 
voll übernommen werden. Aber 
was ist mit den Stromkosten?

Die Hartz-IV-Pauschale für 
Wohnen, Energie und Wohn- 
instandhaltung [...] sieht [im] Re-
gelsatz [...] nur 8,11 % für Strom 
vor [...], 36,42 Euro. Da mein 
Warmwasser über Strom bereitet 
wird, bekomme ich einen Mehr-
bedarf [...] von 10,33 Euro, ge-
samt: 46,75 Euro im Monat. Mein 

„Erhöhung für Pflegeheim nicht stemmbar“
Hier veröffentlichen wir auszugsweise Zuschriften, die sich auf Artikel in der SoVD-Zeitung beziehen. 

Vor allem steigende Kosten beschäftigen derzeit viele. Meinungsäußerungen spiegeln nicht unbedingt 
SoVD-Positionen wider. Ein Recht auf Veröffentlichung besteht nicht. Bitte richten Sie Ihre Post an: SoVD, 
Redaktion & digitale Medien, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail an: redaktion@sovd.de.

Briefe an die Redaktion

Hunderte Euro mehr Eigenanteil im Heim: Gestiegene Pflege-, aber 
auch Energiekosten baden Pflegebedürftige und Angehörige aus.

Stromlieferant hat den Preis für 
die kWh ab 1.9.2022 fast verdop-
pelt! Ich soll jetzt 92 Euro monat-
lich vorauszahlen. Das entspricht 
etwa dem Doppelten des in Hartz 
IV enthaltenen Betrages.

Auf meine Anfrage beim Jobcen-
ter bezüglich einer Erhöhung [...] 
wurde mir Folgendes mitgeteilt: 
Der Mehrbedarf für Warmwasser 
richtet sich nach dem Regelsatz 
und beträgt 2,3 % [...]. Leider er-

folgt daher erst eine Anpassung 
des Mehrbedarfes, wenn auch die 
Regelsätze wieder erhöht werden. 
Vermutlich erst zum neuen Jahr. 
Bei den Preissteigerungen rei-
chen 2,3 % sicher nicht aus!

In [...] den Medien hört es sich 
immer an, als ob Hartz-IV-Empfän-
ger nicht unter den hohen Ener-
giekosten leiden. Der Strom wird 
immer vergessen. Und die hohe 
Inflationsrate trifft uns auch hart.

Foto: Peter Atkins / Adobe Stock

Anzeige
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Spendenlauf durch Deutschland
Denis Holub stammt aus Breisach am Rhein und besucht ein Gymnasium. Um Geld für Kinder zu 

sammeln, denen es nicht so gut geht, startete er im Sommer seine Aktion „Denis läuft quer“. Für den 
guten Zweck lief der 16-Jährige insgesamt 1.100 Kilometer durch Deutschland. Dabei sammelte er 
Spenden ein. Seine Familie unterstützte den Schüler. Außerdem berichteten Zeitungen sowie Radio- 
und Fernsehsender über seinen Einsatz.

Was für eine schöne Idee: Der Hase hat für den Fuchs ein paar 
Blümchen gepflückt. Doch was ist das? Auf dem unteren Bild haben 
sich zehn Fehler eingeschlichen – kannst du sie finden? 

Die Auflösung dieses Suchspiels findest du auf Seite 18.

Denis ist sportlich und läuft 
gerne. Auf seinen Spendenlauf 
quer durch ganz Deutschland 
musste er sich aber besonders 
vorbereiten. Denn immerhin 
legte er dabei im Durchschnitt 
jeden Tag eine Strecke von 75 
Kilometern zurück. Das sind 
fast zwei Marathonläufe. Doch 
es hat sich gelohnt. Insgesamt 
sammelte der Gymnasiast 
87.000 Euro ein. 

Das Geld ist für das interna-
tionale Kinderhilfswerk „Mary‘s 
Meals“ („Marias Mahlzeiten“) 
bestimmt. Die Organisation aus 
Schottland hat bereits viele 
Mädchen und Jungen in ärme-
ren Regionen der Welt unter-
stützt und ihnen zu Ernährung 
und guter Schulbildung verhol-
fen. Kaum zu glauben: Weniger 
als 20 Euro reichen in manchen 
Ländern aus, um einem Kind 
davon für ein ganzes Jahr das 
Essen in der Schule zu bezahlen.

Was allein Denis mit seiner 
Aktion bewirkt hat, erklärt eine 
Sprecherin von „Mary‘s Meals“: 
„Mit dem Geld können wir 942 
Schülern in Malawi fünf Jahre 
lang täglich das Schulessen fi-

nanzieren.“ Denis habe sich die 
Schule in Südostafrika selbst 
ausgesucht. Es war ihm sehr 
wichtig, zu wissen, was mit dem 
Geld passiert.

Kurz vor Denis fand bereits 
ein ähnlicher Spendenlauf für 
die gleiche Hilfsorganisation 
statt. Dabei legte Marietheres 
Wübken aus dem Münsterland 
in einem Monat rund 73 Kilo-
meter zurück. Das Besondere 

daran war, dass die Dame be-
reits 98 Jahre alt war und ihren 
Rollator benutzte. Allerdings 
infizierte sich Marietheres mit 
dem Coronavirus und muss-
te pausieren. Um die eigent-
lich geplante Marke von 100 
Kilometern doch zu knacken, 
sprang der zwölfjährige Julian 
für sie ein. Die beiden erliefen 
so eine Summe von mehr als 
16.000 Euro.

Denis läuft, damit andere spenden. Er sagt: „Es muss nicht viel sein, 
denn gerade kleine Dinge können in der Summe Großes bewirken.“

Foto: Markus Scholz / picture alliance / dpa

Voll engagiertFröhliche Fehlersuche

Bei dieser Hexenversammlung gibt es sehr viele Zwillingspaare. Vier kleine Hexen allerdings tauchen 
nur einmal auf. Um sie zu finden, brauchst du entweder gute Augen oder den richtigen Zauberspruch. 
Notiere dir die zugehörigen Zahlen als Lösung für unser Gewinnspiel – viel Erfolg!

Hexen hexen

Fuchs und Hase

Rolands RätseleckeTipp für Kinder

Verhext und zugenäht!

Grafiken: SMSka, gamjai / Adobe Stock; Montage: SoVD 

„Ich war noch keine acht Jahre alt, da hatte ich selber nach-
einander zwei Begegnungen mit Hexen. Aus der ersten ging ich 
unversehrt hervor, bei der zweiten Gelegenheit hatte ich leider 
weniger Glück. Mir sind Sachen passiert, die euch wahrscheinlich 
kreischen lassen, wenn ihr sie lest. Das lässt sich nicht ändern. Die 

Wahrheit muss ans Licht.“
Hexen hassen Kinder. Weil sie 

finden, dass Kinder stinken wie 
frische Hundekacke, plant die 
Hexengroßmeisterin, alle Kinder 
in Mäuse zu verwandeln. Kann 
irgendjemand die Hexen auf-
halten? Dies ist die Geschichte 
eines sehr kleinen, sehr mutigen 
Helden, dem genau das gelang.

Roald Dahl: Hexen hexen. Neu 
übersetzt von Andreas Steinhöfel, 
mit Bildern von Quentin Blake. 
Penguin Junior, 224 Seiten, ab 
acht Jahren, ISBN: 978-3-328-
30159-2, 18 Euro.

Möchtet ihr das vorgestellte Buch gewinnen? Dann löst schnell 
das nebenstehende Rätsel und schickt die richtige Lösung mit dem 
Betreff „Hexen“ entweder per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder 
mit dem gleichen Stichwort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralau-
er Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. November.

Grafik: GabiWolf / Adobe Stock
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Gibt’s doch gar nicht, oder?

Matratzenpflicht für Kühe
Komfort im Kuhstall: Im Jahr 2006 führte Norwegen ein Gesetz ein, das allen Kühen eine Matratze 

für ihre Nachtruhe garantiert. Diese auf den ersten Blick reichlich ungewöhnliche Maßnahme hat 
einen handfesten wirtschaftlichen Hintergrund. Denn man fand heraus, dass Kühe aufgrund ihres 
bequemen Lagers rund zehn Prozent mehr sowie qualitativ bessere Milch geben.

Buchtipp

Denksport

Dieses Mal müssen Sie tief in Ihrem Gedächtnis graben. Denn wir 
suchen reichlich angestaubte Begriffe aus der Unterwelt. Hier die 
Umschreibungen der antiquierten Wortschätze:

1. verrufene oder unsaubere Gaststätte; 2. mit Heimtücke 
morden; 3. liederlicher oder verkommener Mensch; 4. jemand 
im Hintergrund, der andere für seine Zwecke benutzt; 5. etwas 
auskundschaften.

Die Lösungen finden Sie wie immer auf Seite 18.

Vergessenes Vokabular 
der Gauner und Ganoven

Ein Reporter des Rundfunk-
senders NRK berichtete voller 
Begeisterung, die Kühe hätten 
wohl noch nie in ihrem Leben 
so gut geschlafen. Zumindest 
hätten die bis zu 700 Kilo 
schweren Wiederkäuer einen 
„außerordentlich vergnügten“ 
Eindruck gemacht.

Auch der norwegische Bauer 
Brede Austad aus Solær zeigte 
sich mehr als zufrieden. Er hatte 
seinen Stall schon Jahre zuvor 
mit weichen Matten ausgelegt 
und seither eine verbesserte 
Gesundheit der Tiere sowie ei-
nen gestiegenen Milchertrag 
festgestelt.

Was wir aus unserem Schlaf-
zimmer kennen, gilt übrigens 
auch für Kuh-Matratzen: Es 
gibt unterschiedliche Modelle 
– von der einfachen Variante 
aus Gummi bis zur luxuriösen 

Fusion ohne echte Alternative
Bei der Bundestagswahl 1990 verfehlten die Grünen den Einzug in den Deutschen Bundestag. Sie 

scheiterten vermutlich deshalb an der Fünf-Prozent-Hürde, weil sie sich von der Wiedervereinigung 
distanzierten und als einzige Partei getrennte Wahllisten in West und Ost forderten. Das ostdeutsche 
Bündnis 90 dagegen schaffte damals den Einzug ins Parlament. Nach langen Verhandlungen kam es 
vor 30 Jahren dann zur politischen Vernunftehe: Am 23. November 1992 unterzeichneten die Grünen 
und Bündnis 90 in Bonn einen Assoziationsvertrag zum Zusammenschluss beider Parteien.

Zeitmaschine

Mit der Entstehungsgeschich-
te von Bündnis 90 / Die Grünen 
dürften jüngere Wähler*innen 
wohl kaum vertraut sein. Da-
bei lassen sich die ost- und 
westdeutschen Wurzeln dieser 
Partei bereits an ihrem Namen 
ablesen. Blicken wir zurück.

Im Westen gingen die Grünen 
1980 aus der Anti-Atomkraft-, 
der Umwelt- und der Friedens-
bewegung hervor. Schnell ge-
lang ihnen der Einzug in den 
Bundestag. Ende der 1990er-
Jahre waren sie in Hessen an 
der rot-grünen Koalition be-
teiligt und stellten mit Joschka 
Fischer sogar erstmals einen 
Landesminister.

Im Osten dagegen entstand 
nach der Wende unter dem 
Dach von Bündnis 90 eine ein-
heitliche Bürgerbewegung. Zu 
dieser gehörten unter ande-
rem die „Initiative Frieden und 
Menschenrechte“, „Demokratie 
Jetzt“, „Das Neue Forum“, „Der 
Unabhängige Frauenverband“, 
„Die Vereinigte Linke“ und „Die 
Grüne Partei in der DDR“.

Für eine Fusion der Kräfte 
aus Ost und West machte sich 
damals der Grünen-Politiker 
Ludger Vollmer stark. Vollmer 
wurde dann auch zum ersten 
Vorsitzenden der neuen Partei 
Bündnis 90 / Die Grünen. Diese 
geriet in den folgenden Jahren 
allerdings immer wieder an den 
Rand der Spaltung. 

Bereits vor dem Zusammen-
schluss hatte man über die Ju-
goslawien-Einsätze der NATO 
gestritten. Mit der rot-grünen 
Koalition von 1998 bis 2005 
kamen weitere Zerreißproben 
hinzu. Im Zentrum standen mili-
tärische Einsätze Deutschlands 
im Kosovokrieg oder auch die 
Hartz-IV-Reformen.

Mit großer Mehrheit stimmen 1992 die westdeutschen Grünen für 
den Zusammenschluss mit der ostdeutschen Bürgerrechtspartei.

Foto: Settnik / picture alliance / dpa

Wie sage ich es 
meiner Mutter

Wladimir Kaminers Mutter versteht die Welt nicht mehr: Ihre 
Enkel ziehen veganes Rührei einer Bulette vor und wollen den 
früher geliebten Zoo als Ort der 
Tierquälerei abschaffen. Sogar 
Flugreisen gelten plötzlich als 
böse. Oma und Enkel scheinen 
zunehmend auf verschiedenen 
Planeten zu leben. Wladimir 
Kaminer gibt sein Bestes, um 
seiner Mutter diese neue Welt 
zu erklären und mit Humor und 
wechselseitigem Verständnis 
zwischen den Generationen zu 
vermitteln – von Biofleisch bis 
Gendersternchen.

Wladimir Kaminer: Wie sage 
ich es meiner Mutter. Goldmann, 
208 Seiten, ISBN: 978-3-442-
31679-3, 22 Euro.

Möchten Sie das vorgestellte Buch gewinnen? Dann schreiben 
Sie mit dem Betreff „Wie sage ich es meiner Mutter“ entweder per 
E-Mail an: verlosung@sovd.de oder mit dem gleichen Stichwort 
per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. 
Einsendeschluss ist der 15. November.

Komfortversion. In jedem Fall 
aber bleiben die Kühe auf der 
weichen Unterlage länger lie-
gen als etwa auf Stroh. Das 

schont nicht nur ihre Gelenke, 
sondern verschafft ihnen auch 
die nötige Ruhe für die Milch-
produktion.

Foto: alexkoral / Adobe Stock
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Fotos: Dudarev Mikhail, Artur Nyk / Adobe Stock; Montage: SoVD

„Müde bin ich, geh’ zur Ruh, mache meine Augen zu.“ So macht es 
auch jede Kuh – und das am liebsten auf einer weichen Unterlage.
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Variante: LEICHT

Variante: MITTEL

Auflösung des 
Vormonats

Auflösung des 
Vormonats

Die beiden  
Diagramme sind 
mit den Zahlen 1 
bis 9 aufzufüllen.

Dabei darf jede 
Zahl in jeder Zeile 
und jeder Spalte 
und in jedem 3x3-
Feld nur einmal 
vorkommen.

189

7 4 3 8
2 5 7 9 1
6 8 2 9 4
5 4

1
7 3

8 3 7 9 6
7 9 2 3 4

5 6 7 1

7 3
7 5 8 6 3

2 4
6 9 2 8

8 4 6
5 2 7 1

5 1
9 8 5 6 2

9 4

9 8 2 1 7 6 4 5 3
3 7 5 2 8 4 6 9 1
6 4 1 3 9 5 7 2 8
1 9 8 5 6 7 2 3 4
7 6 3 9 4 2 1 8 5
2 5 4 8 1 3 9 6 7
8 1 6 4 5 9 3 7 2
4 2 7 6 3 8 5 1 9
5 3 9 7 2 1 8 4 6

9 2 7 6 5 1 8 3 4
5 4 1 3 7 8 2 9 6
3 6 8 2 4 9 5 1 7
7 8 6 9 1 2 4 5 3
2 9 3 4 6 5 7 8 1
1 5 4 8 3 7 6 2 9
4 1 9 5 2 6 3 7 8
6 7 2 1 8 3 9 4 5
8 3 5 7 9 4 1 6 2

Möchten Sie einen weiteren Buchpreis gewinnen? Dann notieren 
Sie die eingekreisten Zahlen (von oben nach unten) und schicken 
Sie diese per E-Mail an: sudoku@sovd.de oder per Post an: SoVD, 
Redaktion, „Sudoku“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsende-
schluss ist der 15. November.

Des Rätsels Lösung
Ein Schatten aus der Urzeit 
(Ausgabe September, 
Seite 16)
Der richtige Schatten des Dinos 
trug die Nummer 2.

Fuchs und Hase
(Fröhliche Fehlersuche, 
Seite 17)

Habt ihr alle Fehler gefunden? 
Wir haben die Unterschiede 
rechts für euch markiert.

Vergessenes 
Vokabular ... 
(Denksport, 
Seite 17)

Diese heute selten 
gebrauchten Begriffe 
haben wir gesucht: 

1. Spelunke,
2. meucheln, 
3. Haderlump,
4. Drahtzieher, 
5. ausbaldowern.

Buchtipp

Teller leer, dann Sonne her
Redensarten hinterfragt

Klar, mit dieser Redensart 
wollen Mama oder Papa in 
erster Linie zum Weiteressen 
animieren. Dass am nächsten 
Tag dann tatsächlich die Son-
ne scheint, daran glaubt wohl 
keine der beteiligten Parteien; 
zu Recht. Denn dieser Spruch 
wurde schlicht und ergreifend 
falsch übersetzt.

Im Plattdeutschen heißt es: 
„Et dien Töller leddig, dann 
givt dat morgen goods wed-
der.“ Doch aufgepasst: „wedder“ 
heißt gar nicht „Wetter“, son-
dern „wieder“. Richtig ins Hoch-
deutsche übertragen müsste es 
also heißen: „Iss deinen Teller 
leer, dann gibt das auch morgen 
wieder etwas Gutes.“

„Das Hoch Linus bringt uns morgen jede Menge Sonnenschein. Der 
Wetterbericht wurde ihnen präsentiert von der Kita Zwergenhof.“

Der heilige Blasius hilft
Hätten Sieʼs gewusst?

Bischof Blasius von Sebas-
te starb als Märtyrer während 
der Christenverfolgung. Einer 
Erzählung zufolge rette Blasius 
während seiner Gefangenschaft 
in einem römischen Gefängnis 
einem Mann, der an einer Fisch-
gräte zu ersticken drohte, das 
Leben. Heute zählt der Heilige 
zu den vierzehn Nothelfern der 
katholischen Kirche.

Gespendet wird der Blasius-
segen durch zwei vor dem Hals 
gekreuzte Kerzen hindurch. Mag 
dessen Wirksamkeit auch um-
stritten sein, der Wunsch, Gottes 
Nähe und Schutz zu spüren, ist 
gerade in Zeiten der Pandemie 
wohl aktueller denn je.

Mahnend hebt die Figur des heiligen Blasius den Finger. Sein Segen 
soll Gläubige vor „Halskrankheit und allem Bösen“ bewahren. 

Bleibt beim Verzehr eines Fisches eine Gräte im Hals stecken, kann es schnell gefährlich werden. 
In der katholischen Kirche setzt man in derartigen Fällen auf den heiligen Blasius. Der gleichnamige 
Segen gilt den Gläubigen als „Mittel“ gegen Halskrankheiten und verschluckte Fischgräten.

Schmerzfrei 
bis ins hohe Alter

Fit und vital bleiben bis ins hohe Alter: Dr. med. Petra Bracht und 
Roland Liebscher-Bracht zeigen anhand ihrer selbst entwickelten 
Methode, wie man Tag für Tag in Bewegung bleibt und dadurch 
körperlichen Beschwerden wirkungsvoll vorbeugt. Das Buch bie-
tet wissenschaftliche Erkenntnisse zu Schmerztherapie, Bewe-

gung, Ernährung und Ent-
spannung. Darüber hinaus 
enthält es konkrete Tipps 
und einfach auszuführende 
Übungen für zu Hause. So 
drehen Sie die biologische 
Uhr zurück und erreichen, 
dass Sie schmerzfrei, aktiv 
und beweglich bleiben.

Petra Bracht, Roland Lieb-
scher-Bracht: Schmerzfrei 
und beweglich bis ins hohe 
Alter. Das Übungsprogramm 
für den ganzen Körper. Mosaik, 
480 Seiten, ISBN: 978-3-442-
39394-7, 19,99 Euro. 

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie mit dem Betreff „Schmerzfrei“ entweder per 
E-Mail an: verlosung@sovd.de oder mit dem gleichen Stichwort 
per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. 
Einsendeschluss ist der 15. November.

Foto: Deymos.HR / Adobe Stock

Fotos: oconner, StefanieBaum / Adobe Stock; Montage: SoVD

 „Iss deinen Teller leer, dann gibt es morgen gutes Wetter!“ Eltern, die ihren Nachwuchs bisher nach 
diesem Glaubenssatz erzogen haben, müssen ihre Pädagogik neu ausrichten. Denn diese bekannte 
Redensart beruht auf einem Missverständnis und hat mit Meteorologie rein gar nichts zu tun.
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AUFLÖSUNG DES LETZTEN
RÄTSELS
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SoVD, Redaktion, Stichwort: „Kreuzworträtsel“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail: kreuzwortraetsel@sovd.de. 
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Mit spitzer Feder

Klare Ansagen in Krisenzeiten Dörte Hansen: Zur See
Die Fähre braucht vom Festland eine Stunde auf die kleine Nord-

seeinsel, manchmal länger, je nach Wellengang. Hier lebt in einem 
der zwei Dörfer seit fast 300 Jahren die Familie Sander. Deren 
jüngsten Sohn zieht es nicht 
auf ein Schiff, sondern an den 
Strand, wo er Treibgut sammelt. 
Zunächst kaum spürbar, dann 
mit voller Wucht, verändert 
sich im Laufe eines Jahres das 
Leben der Familie Sander von 
Grund auf.

Klug und mit großer Wärme 
erzählt Dörte Hansen von einer 
Inselwelt im Wandel, von alten 
Gesetzen, die ihre Gültigkeit 
verlieren, und von Aufbruch und 
Befreiung.

Dörte Hansen: Zur See. Pengu-
in, 256 Seiten, ISBN: 978-3-328-
60222-4, 24 Euro.

Möchten Sie dieses Buch gewinnen? Dann schreiben Sie mit dem 
Betreff „Zur See“ per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder aber per 
Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Ein-
sendeschluss ist der 15. November.

Buchtipp
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Für das ZDF reiste sie zurück 
in das Berlin der Nachkriegs-
zeit und des beginnenden Wirt-
schaftswunders. Nun ging es für 
Emilia Schüle noch weiter zu-
rück in die Vergangenheit.

Für den französischen Fern-
sehsender Canal+ stellte sie 
die später mit der Guillotine 
hingerichtete Königin Marie-
Antoinette dar. Gedreht wur-
de über neun Monate hinweg 
auch im Schloss Versailles. Nun 
möchte sich die Darstellerin 
erstmal eine Auszeit nehmen 
und in London einen Kurs für 
Filmemacher*innen besuchen.

Bekannt machte sie die Filmreihe „Ku‘damm“. Zuletzt verkörperte 
sie die französische Königin Marie-Antoinette. Am 28. November 
feiert Schauspielerin Emilia Schüle ihren 30. Geburtstag.

Schauspielerin Emilia Schüle ist 
in vielen Produktionen zu sehen.

Foto: APress / IMAGO

Nicht den Kopf verlieren
Emilia Schüle spielt Königin Marie-Antoinette

Eine Komapatientin wurde von lebenserhaltenden Maschinen 
getrennt. Zwei weitere Morde in der Umgebung scheinen mit dem 
Fall in Zusammenhang zu stehen. Kommissar Fischer stößt auf ein 
Foto, das die Ermordeten als Jugendliche mit zwei Männern und 
einer engelsgleichen Frau zeigt. Geht es um einen Rachefeldzug?

„Das Licht in einem dunklen Haus“ läuft am 28. November um 20.15 
Uhr im ZDF. Bereits ab dem 19. November steht der Fernsehfilm in der 
ZDF-Mediathek zur Verfügung.

Licht ins Dunkel bringen
ZDF-Fernsehfilm schildert dramatische Ereignisse

In „Das Licht in einem dunklen Haus“ ermittelt Henry Hübchen 
erneut als Kommissar Fischer. Doch die Geschichte ist weniger ein 
Krimi als vielmehr eine genau beobachtete Tragödie.

Peter Maffay ist dem Drachen Tabaluga innig verbunden. Das neue 
Album trägt den Titel „Die Welt ist wunderbar“.

Liebe auf den ersten Blick
Als der Zeichner Helme Heine seinen Entwurf der Figur „Tabaluga“ präsentierte, war Peter Maffay 

begeistert. In Form musikalischer Märchen bringt der grüne Drache Kindern wichtige Themen näher. 
Zum 40-jährigen Jubiläum erscheint nun ein neues Album, das sich dem Klimawandel widmet.

Mit Kindermusik hatte Peter 
Maffay ursprünglich wenig am 
Hut. Inzwischen aber wurde 
der kleine Drache Tabaluga zu 
einem zentralen Bestandteil 
in der Karriere des Sängers. Er 
habe sich damals sofort in die 
Figur verliebt.

Das neue Album behandelt 
den Klimawandel. Maffay sagt, 
er wolle auf eine kindgerechte 
Weise ausdrücken, worum es 
in der Welt gehe. Dabei, so der 
Sänger, bleibe er aber dennoch 
positiv. Schließlich wolle er die 
Kinder nicht in die Hoffnungs-
losigkeit entlassen.

Rocksänger Peter Maffay schloss den kleinen Drachen Tabaluga sofort ins Herz

Foto: Future Image / IMAGO

Die Ereignisse in „Das Licht in einem dunklen Haus“ lassen auch 
Kommissar Johannes Fischer (Henry Hübchen, Mitte) nicht kalt.

Susanne Fröhlich stellt sich dem Älterwerden mit einem Augen-
zwinkern. Die Alternative, findet sie, sei letztlich viel trostloser.

Das Alter mit Humor nehmen 
Im MDR moderiert die Journalistin die Buchsendung „Fröhlich lesen“. Dabei ist sie längst selbst eine 

Bestseller-Autorin, die mit „Moppel-Ich“ ihren bisher größten Erfolg hatte. Ihre Romane sind unter-
haltsam und sollen zum Nachdenken anregen. Am 15. November wird Susanne Fröhlich 60 Jahre alt.

Wenn Susanne Fröhlich nicht 
gerade joggt oder Yoga macht, 
denkt sie sich Geschichten aus. 
Die Liste ihrer Bücher ist lang. 
In dem Roman „Heimvorteil“ 
etwa wollen erwachsene Kin-
der ihre verwitwete Mutter aus 
deren Haus vertreiben, um die-
ses selbst nutzen zu können. 
Da zeigt die patente 68-Jährige 
dem Nachwuchs, wie altersge-
rechtes Wohnen geht.

Susanne Fröhlich begegnet 
dem Leben im Alter mit Humor. 
Denn überhaupt alt werden zu 
dürfen, so sagt sie, sei eben auch 
ein Privileg.

Schriftstellerin Susanne Fröhlich will anderen mit ihren Geschichten Mut machen

Foto: VIADATA / IMAGOFoto: Marion von der Mehden / ZDF

Ilja Richter spielt gerne Theater. Zu seinem großen Leidwesen war 
das jedoch während der Corona-Pandemie oft nicht möglich.

Von Mutterliebe fast erdrückt
„Licht aus, Spot an!“ – mit diesem Satz prägte Moderator Ilja Richter in den 1970er-Jahren die 

Musiksendung „Disco“. Vor allem seiner Mutter lag die Karriere des damals gerade erst volljährig 
gewordenen Kinderstars am Herzen. Am 24. November begeht Ilja Richter seinen 70. Geburtstag. 

Er stand schon als Kind auf 
der Bühne und ist bis heute als 
Schauspieler und Sänger erfolg-
reich. In einem Buch („Nehmen 
Sie‘s persönlich“) widmete sich 
Ilja Richter jetzt Menschen, die 
ihn geprägt haben.

Den größten Einfluss auf ihn 
hatte aber wohl seine Mutter. 
Für sie stand der Erfolg ihres 
kleinen Jungen stets im Mittel-
punkt. Diese Bevorzugung ge-
genüber seinen Geschwistern 
war für Ilja Richter nicht immer 
leicht auszuhalten. Er war, das 
sagt er selbst über sich, eben ein 
„Muttersöhnchen“.

Für Schauspieler Ilja Richter war es belastend, als Kind oft bevorzugt zu werden

Foto: Eventpress / IMAGO
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